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Vorwort zur 2.  Auflage

Nach der Veröffentlichung meiner Dissertation im Jahr 2022 erscheint diese nun-
mehr  – etwa drei Jahre später  – in aktualisierter und teilweise überarbeiteter 
2.  Auflage als eine reine Open-Access-Veröffentlichung. Der Beweggrund hier-
für besteht maßgeblich darin, den Text der Wissenschaft in niedrigschwelliger 
Form zur Verfügung stellen. Den Wert von Open-Access führte mir nicht zuletzt 
die Corona-Pandemie schmerzlich vor Augen, in der der Zugang zu Literatur mit 
etlichen und bisweilen unüberwindbaren Zugangshürden verbunden war. Inso-
weit soll die Neuauflage einen Beitrag zu einem niedrigschwelligen wissen-
schaftlichen Austausch leisten und zu einer verstärkten Open-Access-Publikati-
onspraxis anregen. Großer Dank gebührt in diesem Zusammenhang dem Minis-
terium für Wissenschaft, Forschung und Kultur des Landes Brandenburg, dessen 
Publikationsfonds für Open-Access-Monografien die Publikation finanziell ge-
fördert hat.

Dabei bietet die Neuauflage zugleich die Gelegenheit, Ergänzungen vorzuneh-
men. Diese konzentrieren sich im Wesentlichen auf die theoretisch-methodische 
Grundlegung. Diese zielte darauf ab, die in der Rechtswissenschaft etablierte, 
praktizierte und anerkannte Unterscheidung von Theorie, positivem Recht und 
Dogmatik rechtstheoretisch herzuleiten, um Kriterien für die Begründung theo-
retischer, positiv-rechtlicher und dogmatischer Begriffe und Argumente zu ent-
wickeln und ihre zulässigen wie gebotenen Wechselwirkungen zu analysieren. 
Das erschien und erscheint mir notwendig, weil die zentrale These der Arbeit auf 
eben dieser rechtstheoretischen Unterscheidung beruht: Die ideale Funktion der 
Bundesregierung, metaphysisch gesprochen: das „Wesen“ oder eben die „Theo-
rie der Regierung“, lässt sich aus rechtswissenschaftlicher Perspektive (ledig-
lich, aber immerhin) auf einer vom positiven Recht und der Dogmatik abge-
schichteten Ebene sinnvoll aufbereiten. Angesprochen ist an dieser Stelle das, 
was überwiegend als grundgesetzliche Verfassungstheorie bezeichnet wird. Da 
der Arbeit jedoch ein weiterer Begriff von Verfassungstheorie – und damit kor
respondierend ein engerer Begriff von Verfassungsdogmatik – zugrunde liegt, als 
er überwiegend gebraucht und vertreten wird, konnte insoweit nicht an einen 
herrschenden Begriff von Theorie und Dogmatik aufgebaut werden. Um die Un-
terschiede zu üblichen Verständnissen von Theorie und Dogmatik zu markieren, 
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wurden bisweilen neue Kategorien entwickelt und teils mit eigener Terminologie 
versehen. Hieran wird nach wie vor festgehalten. Um die Rezeption zu erleich-
tern, werden die theoretisch-methodischen Überlegungen jedoch stärker in Be-
ziehung zum vorherrschenden Verständnis gesetzt.

Daneben erfolgte eine punktuelle Verschiebung der Darstellung: Ausführun-
gen, die den Standort und die Funktion eines Abschnitts im Gesamtwerk erläu-
tern, waren bislang überwiegend zu Beginn der einzelnen Kapitel platziert. Sie 
werden nunmehr weitgehend gebündelt in der Einleitung dargestellt. Das betrifft 
insbesondere Überlegungen dahingehend, was eine „Theorie der Regierung“ 
leisten soll und was wiederum nicht.

Ich danke Mohr Siebeck und allen voran der Programmleitung für Öffentliches 
Recht, Daniela Taudt-Wahl, LL.M. Eur., dass sie die unübliche Idee einer Neu-
auflage einer Dissertation als reine Open-Access-Version ermöglicht haben.

Die Literatur befindet sich grundsätzlich nach wie vor auf dem Stand der im 
Jahr 2022 erschienen 1.  Auflage. Nachträglich erschienene Beiträge wurden ver-
einzelt noch berücksichtigt.

Berlin, im Februar 2025



Vorwort zur 1.  Auflage

Diese Arbeit wurde im Wintersemester 2020/21 von der Fakultät für Rechtswis-
senschaft der Universität Hamburg als Dissertation angenommen. Die Literatur 
ist auf dem Stand vom 31.10.2020. Im darauffolgenden Zeitraum konnten einige 
Beiträge noch bis zum 31.7.2021 für die Drucklegung berücksichtigt werden.

Der größte Dank gilt meinem hochverehrten Doktorvater Professor Dr. Armin 
Hatje. Ohne seine wissenschaftliche Aufgeschlossenheit und Motivationskraft 
sowie die ausgezeichneten Arbeitsbedingungen an seinem Lehrstuhl wäre diese 
Arbeit so nicht entstanden. Herrn Professor Dr. Hans-Heinrich Trute danke ich 
nicht nur für die zügige Erstellung des Zweitgutachtens, sondern ebenso für die 
wertvollen Anregungen insbesondere im Hinblick auf die methodischen Vor-
überlegungen.

Des Weiteren danke ich der Konrad-Adenauer-Stiftung, die diese Arbeit durch 
ein Promotionsstipendium gefördert hat. Die Unterstützung durch die Mitarbei-
ter der Stiftung, der Austausch im Rahmen der Hochschulgruppe und die Beglei-
tung durch das abwechslungsreiche Seminarprogramm haben das Promotions-
verfahren ungemein bereichert.

Im Übrigen konnte dieses Projekt nur durch den Rückhalt zahlreicher Per
sonen gelingen. An dieser Stelle können nur einige von ihnen genannt werden. 
Das sind zunächst meine Eltern, Kathrin Honer und Olaf Rasch, denen ich für 
ihre langjährige Unterstützung danke. Ebenso danke ich Carlo Tunze und Peter 
Oriwol. Ihre aufrichtige Freundschaft ist mir seit vielen Jahren eine wichtige 
Stütze. Bei meinen Kollegen am Lehrstuhl und Freunden an der Fakultät bedan-
ke ich mich für die wertvollen Gespräche, die hilfreichen Ablenkungen und die 
vielseitige Unterstützung. Zu nennen sind hier unter anderen Lili-Marie Iwen, 
Frederike Fründ, Edward Martin, Edwin Martin, Tobias Rudloff, Mohammed 
El-Taki und Olcay Aydik. Ein besonderer Dank gebührt Julian Holst, der das 
Manuskript Korrektur gelesen hat.

Zudem danke ich den Teilnehmern der Veranstaltung „Kolloquium: Verfassung 
und Politik“, insbesondere Jan Stumper, Johann van der Helm, Julian Kalten-
bach und Julian Kurp. Sie haben mir einen kontinuierlichen wissenschaftlichen 
Austausch ermöglicht, der auch auf das eigene Promotionsvorhaben zurück
strahlt.
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Für die Aufnahme dieser Arbeit in die Schriftenreihe „Beiträge zum Organi
sationsverfassungsrecht“ danke ich schließlich Professor Dr. Julian Krüper und 
Professor Dr. Arne Pilniok.

Berlin, im November 2021
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Einleitung

I. Erster Befund: weitgehende Unsichtbarkeit der Regierung  
im positiven Verfassungsrecht

Die Regierung ist rechtsunterworfen und rechtsschöpfend, führt aus und leitet 
an. Dieser Funktion entsprechend verlangt ihre verfassungsrechtliche Begren-
zung nach hinreichender Klarheit bei gleichzeitiger Flexibilität. Ganz in diesem 
Sinne sieht auch das Grundgesetz von detaillierten Regelungen im Bereich der 
Regierung ab. Die die Regierungspraxis prägenden Strukturen und Verfahren 
sind dadurch verfassungsrechtlich jedoch weitestgehend unsichtbar.1 Sie werden 
jedenfalls nicht ausdrücklich durch das Verfassungsrecht legalisiert. Einige Bei-
spiele illustrieren das:

Die Amtseinsetzung und die Amtsausübung der Mitglieder der Bundesregie-
rung sind wesentlich durch die politischen Parteien geprägt; das Regierungs
personal wird maßgeblich mithilfe der politischen Parteien generiert, die Regie-
rungspolitik typischerweise durch das parteipolitische Programm bestimmt. 
Demgegenüber steht das Grundgesetz: Es bekennt sich zwar zur Mitwirkung der 
politischen Parteien bei der Willensbildung des Volkes (vgl. Art.  21 Abs.  1 S.  1 
GG), sieht ihren dominierenden Einfluss auf den staatsorganisatorischen Bereich 
und damit auch auf den der Regierung jedoch nicht explizit vor.

In der politischen Wirklichkeit geht die Bundesregierung mit den sie tragen-
den Fraktionen eine Verbindung ein; ihr steht die Opposition gegenüber. Das 
Grundgesetz kennt allerdings – jedenfalls ausdrücklich – nur den Dualismus von 
Bundesregierung und Bundestag, nicht aber den von Regierung und Opposition. 
Auch eine Differenzierung der Bundestagsabgeordneten entsprechend ihrer Be-
ziehung zur Bundesregierung ist dem Grundgesetz auf den ersten Blick fremd 
(vgl. Art.  38 Abs.  1 S.  2 GG).

Die Exekutive weist in der Realität erhebliche institutionelle und personelle 
Unterschiede auf. Auch ihre Zuständigkeiten reichen vom Gesetzesinitiativrecht 
bis zum Erlass einer bauordnungsrechtlichen Verfügung. Aus diesem Grund liegt 
es durchaus nahe, die Exekutive in einen eher politisch geprägten und eher büro-

1  Vgl. auch Degenhart, Staatsrecht I, 35.  Aufl. (2019), Rn.  756 f.
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kratisch geprägten Bereich, kurz in Regierungs- und Verwaltungsfunktion, zu 
teilen. Gleichwohl installiert das Grundgesetz ausdrücklich nur eine einheitliche 
vollziehende Gewalt (vgl. Art.  1 Abs.  3, Art.  20 Abs.  3 GG). Die Regierung und 
die Verwaltung begründet es nur in institutioneller, nicht aber in funktioneller 
Hinsicht.

Was bedeutet die fehlende explizite grundgesetzliche Anerkennung für die 
genannten, teils längst etablierten, anerkannten und bewährten Erscheinungen 
der politischen Wirklichkeit? Ist der parteipolitische Einfluss auf das amtliche 
Handeln der Bundesregierung grundgesetzlich verpönt2 oder notwendig und ge-
wollt?3 Liegt auch dem Grundgesetz der Dualismus von Regierung und Opposi-
tion zugrunde4 oder verharrt es im konstitutionell begründeten Organdualismus 
von Regierung und Gesamtparlament?5 Kennt das Grundgesetz innerhalb der 
Exekutive eine eigenständige Regierungs- und Verwaltungsfunktion6 oder han-
delt es sich hierbei allenfalls um empirisch-tatsächliche Unterschiede?7

Diese Überlegungen sind nicht nur von theoretischer Relevanz; sie sind rich-
tungsweisend für die Beantwortung exemplarisch herausgegriffener konkreter 
Rechtsfragen im Spannungsfeld von Regierung, Opposition, Verwaltung und 
Parteien: Ist die Einführung exklusiver Oppositionsrechte verfassungsrechtlich 
untersagt,8 zulässig9 oder sogar geboten?10 Ist der politische Beamte ein „Sys-
temfehler“11 und der parlamentarische Staatssekretär eine „Durchbrechung der 
horizontalen Gewaltenteilung zwischen Parlament und Regierung“12 oder stellen 
beide Institute adäquate Strukturen dar, um das Zusammenwirken von Regie-
rung, Parlament und Verwaltung und damit letztlich eine funktionsfähige Re

2  In diese Richtung Kloepfer, Verfassungsrecht I, 2011, §  18, Rn.  306 f.
3  Gärditz, JöR 64 (2016), 1 (12 f., 20 f.); in diese Richtung auch Payandeh, Der Staat 55 

(2016), 519 (531).
4  Für eine implizite Anerkennung der Opposition durch das Grundgesetz P. M. Huber, in: 

Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HStR, Bd.  III, 3.  Aufl. (2005), §  47, Rn.  38, siehe auch Rn.  70 f.
5  Mundil, Die Opposition, 2014, 35 f.
6  So beispielsweise Detterbeck, Allgemeines Verwaltungsrecht, 17.  Aufl. (2019), Rn.  4; 

M. Schröder, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HStR, Bd.  III, 3.  Aufl. (2005), §  64, Rn.  8; ders., in: 
Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HStR, Bd.  V, 3.  Aufl. (2007), §  106, Rn.  1 ff., 16 ff.

7  Dafür hingegen Frotscher, Regierung als Rechtsbegriff, 1975, 223, 231 f.; Hermes, in: 
Dreier, GG, Bd.  2, 3.  Aufl. (2015), Art.  62, Rn.  33; Oldiges/Brinktrine, in: Sachs, GG, 8.  Aufl. 
(2018), Art.  62, Rn.  26.

8  So BVerfG, NVwZ 2016, 922 (925); Klenner, DÖV 2018, 563 (565 ff.).
9  Lassahn, Anmerkung zu BVerfG, Urt. v. 3.5.2016. – 2 BvE 4/14, NVwZ 2016, 929 (930).
10  Sogar spezifische Oppositionsrechte auf Basis der aktuellen verfassungsrechtlichen Si

tuation bejahend Cancik, NVwZ 2014, 18 (21).
11  So Lindner, ZBR 2011, 150.
12  So Kloepfer, Verfassungsrecht I, 2011, §  18, Rn.  219.
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gierung sicherzustellen?13 Unterliegt die Bundesregierung für ihre Äußerungen 
einem Gebot der parteipolitischen Neutralität14 oder aufgrund ihrer parteipoli
tischen Überformung gerade nicht?15 Vermittelt eine Regierungsfunktion für ent-
sprechende Regierungsäußerungen eine Befugnis16 und sonstige – bisweilen un-
entziehbare – Kompetenzen?17

II. Thesen und Ziele der Untersuchung

Trotz der zurückhaltenden Regelungstechnik des Grundgesetzes hält das positive 
Verfassungsrecht auf die beispielhaft gestellten Fragen Antworten bereit. Sie 
setzen jedoch, so die These, ein verfassungseigenes Vorverständnis über die 
Bundesregierung voraus. Beurteilt man etwa die rechtliche Zulässigkeit partei
ergreifenden Verhaltens der Bundesregierung, benötigt es jedenfalls unausge-
sprochen eine Vorstellung darüber, in welcher Beziehung die Bundesregierung 
zu den sie tragenden politischen Parteien steht. Wird die Zulässigkeit für eine 
Institution wie des parlamentarischen Staatssekretärs untersucht, braucht es ein 
Verständnis davon, wie sich die Bundesregierung und der Bundestag gegenüber-
treten und ob dabei zwischen Regierungs- und Oppositionsfraktionen unterschie
den werden muss. Dient die Vertrauensfrage (Art.  68 GG) dazu, um die Stabilität 
des Regierungssystems und die Handlungsfähigkeit der Regierung zu gewähr-
leisten,18 erfordern Kategorien wie die „Stabilität“ des Regierungssystems oder 
die „Handlungsfähigkeit“ der Regierung ein Verständnis davon, wie das Regie
rungssystem funktionieren und welche Aufgaben die Regierung dabei mit wel-
chen Akteuren erbringen sollte. Kurzum: Die Beantwortung zahlreicher verfas-
sungsrechtlicher Fragestellungen setzt  – vereinfacht gesagt – eine Vorstellung 
von der Rolle der Bundesregierung im Grundgesetz voraus. In Anlehnung an 

13  So für den politischen Beamten Hebeler, in: Battis, BBG, 5.  Aufl. (2017), §  54, Rn.  4.
14  Dafür beispielsweise Eder, Rote Karte, 2017, 138; Zippelius/Würtenberger, Deutsches 

Staatsrecht, 33.  Aufl. (2018), §  42, Rn.  9.
15  Gegen ein eigenständiges Neutralitätsgebot beispielsweise Payandeh, Der Staat 55 

(2016), 519 (529–537).
16  So beispielsweise Detterbeck, Allgemeines Verwaltungsrecht, 17.  Aufl. (2019), Rn.  300.
17  Aus einer Regierungsfunktion spezifische Regierungskompetenzen ableitend M. Schrö-

der, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HStR, Bd.  III, 3.  Aufl. (2005), §  64, Rn.  26 ff.
18  BVerfGE 114, 121 – 1. Leitsatz: „Die auf Auflösung des Bundestages gerichtete Vertrau-

ensfrage ist nur dann verfassungsgemäß, wenn sie nicht nur den formellen Anforderungen, 
sondern auch dem Zweck des Art.  68 GG entspricht. Das Grundgesetz erstrebt mit Art.  63, 
Art.  67 und Art.  68 eine handlungsfähige Regierung.“ Siehe auch M.  Schröder, in: Isensee/
Kirchhof (Hrsg.), HStR, Bd.  III, 3.  Aufl. (2005), §  65, Rn.  40–42, zu einem Verfassungsziel der 
„Regierungsstabilität“ siehe Rn.  35.
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Ernst-Wolfgang Böckenfördes Verständnis von Grundrechtstheorie könnte auch 
von einer „systematisch-orientierte[n] Auffassung über den allgemeinen Charak-
ter“ und die „normative Zielrichtung“19 der Regierung, oder kurz: einer „grund-
gesetzlichen Theorie der Regierung“ gesprochen werden, wie sie bereits als ein 
verfassungsrechtliches Desiderat identifiziert wurde.20

Erweist sich eine so verstandene Theorie der Regierung für die Rechtsgewin-
nung als notwendig, sollte sie jedoch im Interesse einer intersubjektiv-anerken-
nungswürdigen Rechtsgewinnung, vergleichbar eines Verfassungsvorverständ-
nisses, soweit wie möglich transparent gemacht werden. Andernfalls werden 
Überlegungen in die Rechtsgewinnung eingeschleust, die nicht begründet, über-
prüft und revidiert werden können. Zudem ist ihnen ein Standort in der Rechts-
gewinnung einzuräumen, der den Vorrang des positiven Rechts wahrt. Eine Theo
rie der Regierung soll zum Verständnis des positiven Verfassungsrechts beitra-
gen, darf dieses aber nicht desavouieren.

Hier setzt die vorliegende Studie an. Sie zielt darauf ab, eine grundgesetzliche 
Theorie der Regierung zu entfalten, ihr aber einen angemessenen Platz in der 
Rechtsgewinnung zu verschaffen. Dabei wird zu zeigen versucht, dass eine wie 
hier verstandene Theorie der Regierung von der Verfassungsdogmatik und dem 
positiven Verfassungsrecht abgeschichtet und der grundgesetzlichen Verfas-
sungstheorie zugeordnet werden sollte. Auf die Weise kann sie das Verständnis 
des Verfassungsrechts unterstützen, beansprucht aber nicht ihrerseits positiv-
rechtliche oder dogmatische Qualität. Insoweit versteht sich die Arbeit zugleich 
als ein Beitrag zur Rechtsgewinnung im Verfassungsrecht, der dafür wirbt, das 
für die Rechtsgewinnung unausweichliche Vorverständnis sichtbar zu machen, 
seine Einwirkungen auf die Rechtsgewinnung im Interesse des Vorrangs des 
positiven Rechts aber reflektiert, kontrolliert und dadurch auch dosiert zu voll-
ziehen.

III. Präzisierung des Untersuchungsgegenstandes

1. Grundgesetzliche Theorie der Regierung: erste Annäherung

Eine Theorie der Regierung, die über die „normative Zielrichtung“ der Bundes-
regierung berichtet, müsste – vereinfacht gesagt – darüber informieren, „wozu“ 
das Grundgesetz die Bundesregierung installiert, was sie also in der grundgesetz-

19  Böckenförde, NJW 1974, 1529.
20  Gusy, KritV 2018, 210 (218 f.); ders., RuP 2017, 36 (43) jeweils mit Verweis auf Ralf 

Poscher; siehe hingegen zum Beispiel zu einer Theorie parlamentarischer Gesetzgebung 
Schulze-Fielitz, Theorie und Praxis parlamentarischer Gesetzgebung, 1988, insbes. 135 ff.
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lichen Verfassungsordnung zu „leisten“ hat.21 Angesprochen ist damit die Funk-
tion der Bundesregierung, die sie in der grundgesetzlichen Verfassungsordnung 
erbringen soll. Da diese Funktion in der gewaltengegliederten Verfassungsord-
nung des Grundgesetzes auf das Zusammenwirken verschiedener Akteure ange-
wiesen ist, setzt dies zwangsläufig ebenso ein Verständnis von der Beziehung der 
Bundesregierung zu anderen Institutionen des Verfassungsrechts voraus.

2. Grundgesetzliche Theorie der Regierung: weitere Präzisierung

a) Beitrag zur Rechtserzeugung

Informiert eine Theorie der Regierung darüber, was die Regierung „leisten“ soll, 
wird das Leistungsvermögen im Folgenden auf die Rechtserzeugung bezogen.22 
Dafür spricht die in dieser Studie eingenommene rechtswissenschaftliche Per-
spektive: Begreift man Rechtswissenschaft als Normwissenschaft,23 wird 
menschliches Verhalten – aus rechtswissenschaftlicher Brille – nur erfasst, so-
weit es „in Rechtsnormen als Bedingung oder Folge bestimmt“24 ist. Diese Per-
spektive sensibilisiert für die Erkenntnisleistungen der Rechtswissenschaft, die 
auf den Inhalt und die Erzeugung von Rechtsnormen bezogen sind. Wird das 
Leistungsvermögen der Regierung in den Blick genommen, kann die Rechts
wissenschaft dieses also insbesondere hinsichtlich der Erzeugung von Rechts-
normen begreifen.

Das schließt es freilich keinesfalls aus, tatsächliche Leistungsfähigkeiten der 
Regierung zu berücksichtigen. Eine rechtswissenschaftliche Theorie der Regie-

21  Ähnlich für eine „Theorie der Opposition“ Volkmann, ZParl 48 (2017), 473 (474), die 
darüber informiert, „was eine Institution ihrem Wesen nach ausmacht, wozu sie da ist und wie 
politisches Leben gewinnt, als was sie also im eigentlichen und tieferen Sinne begriffen wird.“ 
(Herv. im Orig.). Insoweit dürfte eine „Theorie der Regierung“ auch Überschneidungen mit der 
von Lepsius, EuGRZ 2004, 370 (379) eingeforderten Theorie der Institutionen aufweisen, die 
untersucht, „was Kompetenzträger und Organisationen faktisch leisten und normativ erbringen 
können, dann aber auch erbringen müssen und nicht delegieren dürfen.“ Unterschiede dürften 
sich insoweit ergeben, dass eine hier untersuchte Theorie der Regierung zum einen weniger 
danach fragt, was die Bundesregierung faktisch leisten kann, und zum anderen die Überlegun-
gen einer Theorie der Regierung auch nicht unmittelbar positiv-rechtliche Verpflichtungen 
nach sich ziehen, also nicht anordnet, was die Bundesregierung „erbringen muss“ und „nicht 
delegiert werden darf“, sondern lediglich informiert, was die Bundesregierung erbringen sollte 
und nicht delegieren sollte, auch wenn sich dies im Sinne einer Rechtserkenntnisquelle situativ 
auf die Rechtsgewinnung auswirken kann.

22  Siehe hierzu und zum Folgenden bereits Honer, JZ 2023, 476 (480 f.).
23  Kelsen, Reine Rechtslehre, 2.  Aufl. (1960), 149 ff.; ebenso zur Rechtswissenschaft als 

Normwissenschaft Dreier, in: ders. (Hrsg.), Rechtswissenschaft als Beruf, 2018, 1 (2 ff.). 
24  Kelsen, Reine Rechtslehre, 2.  Aufl. (1960), S.  139.
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rung, die nach dem Vermögen der Regierung zur Rechtserzeugung fragt, sollte 
diese jedoch auf die Rechtserzeugung beziehen. Ob die Bundesregierung also 
beispielsweise integriert, polarisiert oder stabilisiert, wäre zumindest von einer 
rechtswissenschaftlichen Theorie der Regierung nicht zu beantworten. Ver-
gleichbares gilt für Formeln wie die „Oberleitung des Staates“25 oder „die verant-
wortliche Leitung des Ganzen der inneren und äußeren Politik“26. Sie können die 
Regierungstätigkeit praktisch illustrieren. Sie dürften allerdings die Erkenntnis-
leistungen der Rechtswissenschaft überschreiten und für eine vorhersehbare 
Rechtsanwendung nur eingeschränkt praktikabel sein.

b) Idealer Beitrag zur Rechtserzeugung

Die normative Stoßrichtung der hier zugrunde gelegten rechtswissenschaftlichen 
Perspektive legt es zudem nahe, nicht nur darüber zu berichten, welchen Beitrag 
die Regierung zur Rechtserzeugung typischerweise erbringt oder tatsächlich er-
bringen kann, sondern welchen Beitrag sie idealiter erbringen sollte. Gefragt ist 
demnach nicht unmittelbar nach der tatsächlichen Leistung und Leistungsfähig-
keit, sondern nach dem der Regierung normativ zugedachten Rechtserzeugungs-
beitrag. Dafür sind Kriterien in die Analyse einzubeziehen, die Maßstäbe für die 
Verteilung von Rechtserzeugungskompetenzen bieten. Diese hält insbesondere 
der Grundsatz der Gewaltengliederung bereit. Eine Theorie der Regierung wäre 
daher in ein Modell der Gewaltengliederung einzupflegen.27

c) Idealer Beitrag der Bundesregierung zur Rechtserzeugung

Um zu bestimmen, welchen Rechtserzeugungsabschnitt die Regierung idealiter 
erbringen sollte, wäre zu berücksichtigen, über welche normativ angelegten insti-
tutionellen Entscheidungs- und Rahmenbedingungen die mit diesem Entschei-
dungsschritt betrauten Akteure verfügen. Das spricht dafür, die Betrachtung auf 
die institutionellen Rahmenbedingungen einer Institution zu beschränken.28 Dies 
entspricht dem Ansatz eines organisationsbezogenen Verfassungsrechts, das stär-
ker den Zusammenhang von Organisation und Entscheidung in den Blick nimmt29 

25  Scheuner, in: FS Smend, 1952, 253 (277).
26  BVerfGE 105, 279 (301).
27  Siehe auch Horn, in: Stern/Sodan/Möstl (Hrsg.), Das Staatsrecht der Bundesrepublik 

Deutschland, Bd.  II, 2.  Aufl. (2022), §  45, Rn.  24, wonach es auf der Folie der Gewaltenteilung 
gelingen könne, „die an der Staatsleitung beteiligten Organe in ihren Beziehungen zueinander 
zu erfassen“.

28  Siehe auch für eine Theorie der Herrschaftsformen Lepsius, EuGRZ 2004, 370 (379 f.).
29  Siehe dazu Pilniok, in: Krüper/ders. (Hrsg.), Organisationsverfassungsrecht, 2019, 1 (16 f.).
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und so zu einer Institutionentheorie beiträgt, der es um „konkrete Herrschafts
träger, nicht um abstrakte Gewalten“ geht.30

Mit Blick auf die an dieser Stelle zu untersuchende Funktion der Regierung 
liegt hierfür freilich das Regierungsorgan nahe.31 Das ist nicht nur einer termi
nologischen Verwandtschaft geschuldet. Vielmehr verfügt die Bundesregierung 
innerhalb der Exekutive über eine hinreichend eigenständige institutionelle Ge-
stalt, die sie zu einem selbstständigen Rechtserzeugungsschritt prädestiniert. 
Eine wie hier verstandene Theorie der Regierung wird daher ausschließlich auf 
das Regierungsorgan bezogen. Das erklärt auch die hier gewählte Terminologie: 
Um die institutionelle und funktionelle Perspektive zum Ausdruck zu bringen, 
wird vorliegend von „Theorie der Regierung“ gesprochen, da die Bezeichnung 
„Regierung“ sowohl das institutionelle als auch das funktionelle Element ein-
schließt.

Die Klarstellung, wonach sich die vorliegend zu ermittelnde Theorie der Re-
gierung exklusiv auf die Bundesregierung bezieht, mag verwundern und selbst-
verständlich erscheinen – zumal bisher abwechselnd von Regierung und Bundes-
regierung gesprochen wurde. Wird vorliegend aber nach dem idealen Beitrag der 
Regierung für die Rechtserzeugung gefragt, überschneidet sich dies mit dem, 
was in der Verfassungsrechtswissenschaft als Regierungs-32 oder auch als Staats-
leitungsfunktion33 bezeichnet, nach überwiegender Auffassung allerdings als 
eine organübergreifende Staatsfunktion qualifiziert wird.34 Ob eine so verstande-
ne Regierungs- und Staatsleitungsfunktion neben der hier zu ermittelnden Theo-
rie der Regierung positiv-rechtlich für das Grundgesetz anzuerkennen ist, kann 
vorläufig dahinstehen.35 Aufgrund ihres organübergreifenden Charakters ver-
spricht sie aus verfassungsrechtlicher Perspektive jedoch allenfalls einen über-
schaubaren Ertrag. Das steht organübergreifenden Funktionsbetrachtungen aus 
politikwissenschaftlicher Perspektive keineswegs entgegen. Sie können institu

30  Dafür Lepsius, EuGRZ 2004, 370 (379).
31  Als Bezugspunkt für einen rechtswissenschaftlichen Regierungsbegriff ebenso die Regie-

rungsinstitution ausmachend Gärditz, in: Krüper/Pilniok (Hrsg.), Die Organisationsverfassung 
der Regierung, 2021, S.  25 (53 f.) sowie Horn in: Stern/Sodan/Möstl (Hrsg.), Das Staatsrecht 
der Bundesrepublik Deutschland, Bd.  II, 2.  Aufl. (2022), §  45, Fn.  72.

32  Zur Regierungsfunktion siehe Gärditz in: Krüper/Pilniok (Hrsg.), Die Organisationsver-
fassung der Regierung, 2021, 25 ff.; Horn, in: Stern/Sodan/Möstl (Hrsg.), Das Staatsrecht der 
Bundesrepublik Deutschland, Bd.  II, 2.  Aufl. (2022), §  45, Rn.  3 ff.; M. Schröder, in: Isensee/
Kirchhof (Hrsg.), HStR, Bd.  V, 3.  Aufl. (2007) §  106, Rn.  1 ff.

33  Siehe nur BVerfGE 105, 252 (268 ff.); 279 (301 ff.).
34  Nußberger, in: VVDStRL 81 (2022), 7 (14);  M. Schröder, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), 

HStR, Bd.  III, 3.  Aufl. (2005), §  64, Rn.  10; ders. in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HStR, Bd.  V, 
3.  Aufl. (2007) §  106, Rn.  7, 10.

35  Siehe dazu Teil  2 II. 2.
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tionenübergreifende Handlungs- und Wirkungszusammenhänge treffend be-
schreiben. Normativ sind sie aber kaum operabel. Das dürfte zum Beispiel auch 
für die von Ernst Friesenhahn geprägte Formel von der „Staatsleitung zur ge-
samten Hand“ gelten.36 Sie illustriert das notwendige Zusammenwirken von 
Bundesregierung und Bundestag bei grundlegenden Richtungsentscheidungen, 
ist für normative Schlussfolgerungen jedoch weitgehend ungeeignet.37 

3. Zwischenfazit: Worüber soll eine grundgesetzliche Theorie 
der Regierung informieren – und worüber nicht?

Wurde zuvor festgehalten, dass eine Theorie der Regierung darüber aufklärt, was 
die Bundesregierung „leisten“ soll, lässt sich nun präzisieren: Eine wie hier ver-
standene Theorie der Regierung berichtet über den idealtypischen Rechtserzeu-
gungsbeitrag der Bundesregierung und ihr dabei notwendiges Zusammenwirken 
mit übrigen Akteuren des Verfassungsrechts. Insoweit geht eine Theorie der Re-
gierung damit sachgegenständlich weitgehend in dem auf, was langläufig als 
„materielle Regierung“ oder „Regierungsfunktion“ bezeichnet wird,38 bezieht 
sich an dieser Stelle aber einzig auf das Regierungsorgan. Zudem fokussiert sie 
ausschließlich auf die Rechtserzeugung; sonstiges Leistungsvermögen wird aus-
geklammert. Auch sonst verfügt eine wie hier verstandene Theorie der Regie-
rung über eine nur zurückgenommene Aussagekraft: Wie zu zeigen sein wird, 
trägt eine Theorie der Regierung zur Auslegung und Anwendung grundgesetz
licher Bestimmungen mit Regierungsbezug bei. Damit beschreibt eine Theorie 
der Regierung aber nicht selbst die positiv-rechtlichen gubernativen Verfas-
sungsnormen, sondern bildet vielmehr das bei ihrer Auslegung und Anwendung 
zugrundeliegende Vorverständnis. Schließlich widmet sich die vorliegende Stu-
die nicht den Rechtsbeziehungen innerhalb der Bundesregierung oder der Stel-
lung einzelner Akteure39 der Bundesregierung im Verfassungsgefüge. Stattdes-
sen blickt die Untersuchung auf die Institution der Bundesregierung als Ganzes 
innerhalb der grundgesetzlichen Verfassungsordnung.

36  Friesenhahn, in: VVDStRL 16 (1958), 38.
37  So auch Gärditz, in: Krüper/Pilniok (Hrsg.), Die Organisationsverfassung der Regierung, 

2021, 25 (43 f.).
38  Ausf. dazu M. Schröder, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HStR, Bd.  V, 3.  Aufl. (2007), §  106, 

Rn.  1 ff.; zu den unterschiedlichen Regierungsbegriffen siehe auch Gärditz, in: Krüper/Pilniok 
(Hrsg.), Die Organisationsverfassung der Regierung, 2021, 25 f.

39  Speziell zur rechtlichen Stellung des Bundeskanzlers nunmehr Lennartz, Kanzlerdemo-
kratie, 2023.
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IV. Gang der Untersuchung

Sollen mithilfe einer Theorie der Regierung rechtliche Fragen mit Regierungs
bezug beantwortet werden, ist zuvor zu untersuchen, wie eine solche Theorie der 
Regierung für die Rechtsgewinnung begründet und im Vorgang der Rechts
gewinnung auf dogmatische Fragestellungen angewendet werden kann (Teil  1). 
Dafür muss ein solcher methodischer Rahmen entwickelt werden, der das unaus-
weichliche theoretische Vorverständnis sichtbar und damit auch kritisierbar 
macht, aber den Vorrang des positiven Rechts wahrt. Hier liegt ein erster Schwer-
punkt der Studie. Im Mittelpunkt dessen steht die Unterscheidung und Abschich-
tung von (Verfassungs-)Theorie, positivem (Verfassungs-)Recht und (Verfas-
sungs-)Dogmatik, die vorliegend auch als rechtstheoretische, rechtsnormative 
und rechtspraktische Schicht bezeichnet werden. Die Terminologie soll die glei-
chermaßen notwendige, aber jeweils unterschiedliche Rolle der verschiedenen 
Ebenen für die Rechtsgewinnung unterstreichen. Zugleich wird mit der eigenen 
Terminologie ein im Vergleich zum etablierten Gebrauch teilweise abweichen-
des Verständnis von (Verfassungs-)Theorie, positivem (Verfassungs-)Recht und 
(Verfassungs-)Dogmatik markiert: So wird an dieser Stelle für einen weit ver-
standenen Begriff von (Verfassungs-)Theorie und – damit korrespondierend – 
einen engen Begriff von (Verfassungs-)Dogmatik plädiert. Eine weit verstandene 
Verfassungstheorie bietet, so die in Teil  1 zu begründende These, eine angemes-
sene Ebene, um eine Theorie der Regierung zu entfalten, ohne den Vorrang des 
positiven Rechts zu gefährden.

Die Begründung und Ermittlung einer Theorie der Regierung stehen im Mit-
telpunkt der darauffolgenden Überlegungen (Teil  2). Auf Basis des zuvor aufge-
zeigten methodischen Konzepts sollen die grundgesetzlichen Vorannahmen be-
züglich des „allgemeinen Charakters“ und der „normativen Zielrichtung“ des 
Organs und der Funktion der Regierung, also die Theorie der Regierung, gewon-
nen werden. Dabei entspricht es der hier gewählten institutionellen Fokussie-
rung, zunächst die normativ angelegten organisatorischen Entscheidungs- und 
Rahmenbedingungen des Regierungsorgans zu analysieren, bevor in ihrem Licht 
der der Bundesregierung zugedachte Rechtserzeugungsbeitrag, gewissermaßen 
die Regierungsfunktion, bestimmt werden kann. Im Anschluss wird zu diskutie-
ren sein, ob das Grundgesetz eine Regierungsfunktion nicht nur auf verfassungs-
theoretischer, sondern ebenso auf positiv-rechtlicher Ebene kennt. Angesprochen 
ist damit die bereits von Werner Frotscher diskutierte Frage nach einem grund-
gesetzlichen Rechtsbegriff „materieller Regierung“.40

40  Siehe hierzu Frotscher, Regierung als Rechtsbegriff, 1975.
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Schließlich ist die Theorie der Regierung auf verschiedene rechtliche Proble-
me mit Regierungsbezug anzuwenden (Teil  3). Das betrifft unter anderem die 
bereits aufgeworfenen Fragen im Spannungsfeld von Regierung und Parlament, 
Regierung und Opposition, Regierung und Verwaltung. Hinzu tritt die Regie-
rungskommunikation, die aufgrund ihrer fehlenden ausdrücklichen Normierung 
in besonderer Weise auf theoretische Erkenntnisse zu Organ und Funktion der 
Regierung angewiesen ist. Die Themenkomplexe werden allerdings nicht voll
umfänglich rechtsdogmatisch aufbereitet. Stattdessen werden punktuelle Frage-
stellungen aufgegriffen, an denen sich der Inhalt und die normative Wirkung 
einer Theorie der Regierung veranschaulichen lassen.
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Bedeutung des Europäischen Parlaments, Tübingen 2022.
Hilgendorf, Eric, Das Problem der Wertfreiheit in der Jurisprudenz, in: ders./Kuhlen, Lothar, 

Die Wertfreiheit in der Jurisprudenz, Heidelberg 2000, S.  1–32.
Hillgruber, Christian, Verfassungsinterpretation, in: Depenheuer, Otto/Grabenwarter, Christoph 

(Hrsg.), Verfassungstheorie, Tübingen 2010, §  15, S.  505–534.
Ders., Die Meinungsfreiheit als Grundrecht der Demokratie. Der Schutz des demokratischen 

Resonanzbodens in der Rechtsprechung des BVerfG, in: JZ 2016, S.  495–501.
Hirsch, Günter, Auf dem Weg zum Richterstaat? Vom Verhältnis des Richters zum Gesetzgeber 

in unserer Zeit, in: JZ 2007, S.  853–858.
Ders., Im Namen des Volkes: Gesetz – Recht – Gerechtigkeit, in: ZRP 2012, S.  205–209.
Hoffmann-Riem, Wolfgang, Methoden einer anwendungsorientierten Verwaltungsrechtswissen

schaft, in: Schmidt-Aßmann, Eberhard/ders. (Hrsg.), Methoden der Verwaltungsrechtswissen
schaft, Baden-Baden 2004, S.  9–72.

Ders., Rechtsformen, Handlungsformen, Bewirkungsformen, in: ders./Schmidt-Aßmann, Eber
hard/Voßkuhle, Andreas (Hrsg.), Grundlagen des Verwaltungsrechts, Band  II: Informations-
ordnung, Verwaltungsverfahren, Handlungsformen, 2.  Aufl., München 2012, §  33, S.  943–
1025.

Ders./Pilniok, Arne, Eigenständigkeit der Verwaltung, in: Voßkuhle, Andreas/Eifert, Martin/
Möllers, Christoph (Hrsg.), Grundlagen des Verwaltungsrechts, Band  I: Methoden, Maßstä-
be, Aufgaben, Organisation, 3.  Aufl., München 2022, §  12, S.  855–976.

Höfling, Wolfram, Ökonomische Theorie der Staatsverschuldung in rechtswissenschaftlicher 
Perspektive, in: Engel, Christoph/Morlok, Martin (Hrsg.), Öffentliches Recht als ein Gegen-
stand ökonomischer Forschung. Die Begegnung der deutschen Staatsrechtslehre mit der 
Konstitutionellen Politischen Ökonomie, Tübingen 1998, S.  85–110.

Hofmann, Hasso, Das Wesen der Verfassung, in: JöR 51 (2003), S.  4–20.
Holzke, Frank, Der Begriff Sport im deutschen und im europäischen Recht, Köln 2001.
Ders., Die „Neutralität“ des Staates in Fragen der Religion und Weltanschauung, in: NVwZ 

2002, S.  903–913.



336 Literaturverzeichnis

Hömig, Dieter, Grundlagen und Ausgestaltung der Wesentlichkeitslehre, in: Schmidt-Aßmann, 
Eberhard/Sellner, Dieter/Hirsch, Günter (Hrsg. u. a.), Festgabe 50 Jahre Bundesverwaltungs-
gericht, Köln/Berlin/Bonn/München 2003, S.  273–288.

Honer, Mathias, Zurück zu den Wurzeln der Wesentlichkeitslehre?, VerfBlog, 2019/1/07, 
https://verfassungsblog.de/zurueck-zu-den-wurzeln-der-wesentlichkeitslehre/, zuletzt abge-
rufen am: 13.9.2021.

Ders., Organstreitverfahren der AfD gegen die Flüchtlingspolitik der Bundesregierung, in: 
NVwZ 2019, S.  619–622.

Ders., Mehr Smend für die Staatsorganisation – zur jüngsten Bundesverfassungsgerichts-Ent-
scheidung in Sachen Äußerungsbefugnisse von Regierungsmitgliedern, in: RuP 2020, 
S.  419–422 (Parallelveröffentlichung: JuWissBlog Nr.  79/2020 v. 10.6.2020, https://www.
juwiss.de/79-2020/, zuletzt abgerufen am: 13.9.2021)

Ders., Das Verfassungstheoretische System als Betrachtungsebene des Verfassungsrechts, in: 
Der Staat 61 (2022), S.  235–259.

Ders., Die grundgesetzliche Regierungsfunktion als verfassungstheoretisches Argument, in: JZ 
2023, S.  476–488.

Ders., Recht der Politik: Perspektiven und Potenziale, in: Der Staat 62 (2023), S.  677–715.
Ders./Rudloff, Tobias, Die Leistungsfähigkeit der Legitimationskettentheorie. Zugleich zur de-

mokratischen Legitimation der Rechtsprechung, in: DÖV 2020, S.  461–468.
Höpfner, Stefanie, Parlamentarische Kontrolle in Deutschland und in der Europäischen Union. 

Das Recht der parlamentarischen Untersuchungsausschüsse des Deutschen Bundestages und 
des Europäischen Parlaments, Hamburg 2004.

Hoppe, Werner, Planung, in: Isensee, Josef/Kirchhof, Paul (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts, 
Band  IV: Aufgaben des Staates, 3.  Aufl., Heidelberg 2006, §  77, S.  313–366.

Horn, Hans-Detlef, Die Regierung  – die Bundesregierung, in: Stern, Klaus/Sodan, Helge/
Möstl, Markus (Hrsg.), Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd.  II, 2.  Aufl., 
München 2022, §  39, S.  338–367.

Ders., Regierung, in: Stern, Klaus/Sodan, Helge/Möstl, Markus (Hrsg.), Das Staatsrecht der 
Bundesrepublik Deutschland, Bd.  II, 2.  Aufl., München 2022, §  45, S.  565–581.

Horn, Norbert, Einführung in die Rechtswissenschaft und Rechtsphilosophie, 6.  Aufl., Heidel-
berg 2016.

Huber, Ernst Rudolf, Deutsche Verfassungsgeschichte, Band  II, 3.  Aufl., Stuttgart/Berlin/Köln/
Mainz 1988.

Ders., Deutsche Verfassungsgeschichte, Band  III, 3.  Aufl., Stuttgart/Berlin/Köln/Mainz 1988.
Huber, Peter Michael, Der Parteienstaat als Kern des politischen Systems – Wie tragfähig ist 

das Grundgesetz?, in: JZ 1994, S.  689–696.
Ders., Das Menschenbild im Grundgesetz, in: Jura 1998, S.  505–511.
Ders., Die Informationstätigkeit der öffentlichen Hand – ein grundrechtliches Sonderregime 

aus Karlsruhe?, in: JZ 2003, S.  290–297.
Ders., Regierung und Opposition, in: Isensee, Josef/Kirchhof, Paul (Hrsg.), Handbuch des 

Staatsrechts, Band  III: Demokratie – Bundesorgane, 3.  Aufl., Heidelberg 2005, §  47, S.  605–
637.

Hufeld, Ulrich, Anmerkung zu BVerfG, Beschluss v. 17.7.1996 – 2 BvF 2/93, in: JZ 1997, 
S.  302–305.

Ders., Urkundlichkeit und Publizität der Verfassung, in: Isensee, Josef/Kirchhof, Paul (Hrsg.), 
Handbuch des Staatsrechts, Band  XII: Normativität und Schutz der Verfassung, 3.  Aufl., 
Heidelberg 2014, §  259, S.  189–209.

Hufen, Friedhelm, Staatsrecht II. Grundrechte, 8.  Aufl., München 2020.

https://verfassungsblog.de/zurueck-zu-den-wurzeln-der-wesentlichkeitslehre/
https://www.juwiss.de/79-2020/
https://www.juwiss.de/79-2020/


337Literaturverzeichnis

Huster, Stefan, Die ethische Neutralität des Staates. Eine liberale Interpretation der Verfassung, 
2.  Aufl., Tübingen 2017.

Ingold, Albert, Das Recht der Opposition. Verfassungsbegriff, Verfassungsdogmatik, Verfas-
sungstheorie, Tübingen 2015.

Ipsen, Jörn, Staatsrecht I. Staatsorganisationsrecht, 31.  Aufl., München 2019.
Isensee, Josef, Der Parteienzugriff auf den öffentlichen Dienst – Alarmzustand oder Normal-

zeichen?, in: Baum, Gerhard/Benda, Ernst/ders. (Hrsg. u. a.), Politische Parteien und öffent-
licher Dienst, Bonn 1982, S.  52–78.

Ders., Konkretisierung des Gemeinwohls in der freiheitlichen Demokratie, in: Armin, Hans 
Herbert von/Sommermann, Karl-Peter (Hrsg.), Gemeinwohlgefährdung und Gemeinwohl
sicherung, Berlin 2004, S.  95–117.

Ders., Gemeinwohl im Verfassungsstaat, in: ders./Kirchhof, Paul (Hrsg.), Handbuch des 
Staatsrechts, Band  IV: Aufgaben des Staates, 3.  Aufl., Heidelberg 2006, §  71, S.  3–79.

Ders., Die bundesstaatliche Kompetenz, in: ders./Kirchhof, Paul (Hrsg.), Handbuch des Staats-
rechts, Band  VI: Bundesstaat, 3.  Aufl., Heidelberg 2008, §  133, S.  455–513.

Ders., Grundrechtsvoraussetzungen und Verfassungserwartungen an die Grundrechtsausübung, 
in: ders./Kirchhof, Paul (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts, Band  IX: Allgemeine Grund-
rechtslehren, 3.  Aufl., Heidelberg 2011, §  190, S.  265–411.

Ders., Der Selbststand der Verfassung in ihren Verweisungen und Öffnungen, in: AöR 138 
(2013), S.  325–362. 

Ders., Verfassungsrecht als „politisches Recht“, in: ders./Kirchhof, Paul (Hrsg.), Handbuch des 
Staatsrechts, Band  XII: Normativität und Schutz der Verfassung, 3.  Aufl., Heidelberg 2014, 
§  268, S.  483–555.

Jakab, András, Prinzipien, in: Rechtstheorie 37 (2006), S.  49–65.
Janssen, Albert, Die zunehmende Privatisierung des deutschen Beamtenrechts als Infragestel-

lung seiner verfassungsrechtlichen Grundlagen, in: ZBR 2003, S.  113–132.
Janz, Norbert, Inhalt, Grenzen und haftungsrechtliche Dimensionen des Weisungsrechts nach 

Art.  85 III GG, in: Jura 2004, S.  227–234.
Jarass, Hans Dieter, Politik und Bürokratie als Elemente der Gewaltenteilung, München 1975.
Ders./Pieroth, Bodo, Grundgesetz-Kommentar, 15.  Aufl., München 2018.
Jellinek, Georg, Allgemeine Staatslehre, 3.  Aufl., Berlin/Heidelberg 1921.
Jesch, Dietrich, Gesetz und Verwaltung – eine Problemstudie zum Wandel des Gesetzmäßig-

keitsprinzipes, Tübingen 1961.
Jestaedt, Matthias, Grundrechtsentfaltung im Gesetz. Studien zur Interdependenz von Grund-

rechtsdogmatik und Rechtsgewinnungstheorie, Tübingen 1999.
Ders., Bundesstaat als Verfassungsprinzip, in: Isensee, Josef/Kirchhof, Paul (Hrsg.), Handbuch 

des Staatsrechts, Band. II: Verfassungsstaat, 3.  Aufl., München 2004, §  29, S.  785–841.
Ders., Der Europäische Verfassungsverbund – Verfassungstheoretischer Charme und rechts

theoretische Insuffizienz einer Unschärferelation, in: Krause, Rüdiger/Veelken, Winfried/
Vieweg, Klaus (Hrsg.), Recht der Wirtschaft und der Arbeit in Europa – Gedächtnisschrift 
für Wolfgang Blomeyer, S.  637–674.

Ders., Das mag in der Theorie richtig sein …, Tübingen 2006.
Ders., Die Verfassung hinter der Verfassung, Paderborn (u. a.) 2009.
Ders., Perspektiven der Rechtswissenschaftstheorie, in: Ders./Lepsius, Oliver (Hrsg.), Rechts-

wissenschaftstheorie, Tübingen 2008, S.  185–205.
Ders., Verfassungstheorie als Disziplin, in: Depenheuer, Otto/Grabenwarter, Christoph (Hrsg.), 

Verfassungstheorie, Tübingen 2010, §  1, S.  3–56.



338 Literaturverzeichnis

Ders., Wissenschaftliches Recht – Rechtsdogmatik als gemeinsames Kommunikationsformat 
von Rechtswissenschaft und Rechtspraxis, in: Kirchhof, Gregor/Magen, Stefan/Schneider, 
Karsten (Hrsg.), Was weiß Dogmatik? Was leistet und wie steuert die Dogmatik des Öffent-
lichen Rechts?, Tübingen 2012, S.  117–137.

Ders., Maßstäbe des Verwaltungshandelns, in: Ehlers, Dirk/Pünder, Hermann (Hrsg.), Allge-
meines Verwaltungsrecht, 16.  Aufl., Heidelberg 2022, §  11, S.  442–513.

Ders., Verfassungsdogmatik, in: Kischel, Uwe/Kube, Hanno (Hrsg.), Handbuch des Staats-
rechts, Band  I: Grundlagen Wandel Herausforderungen, Heidelberg 2023, §  6, S.  265–310.

Jherings, Rudolf v., Unsere Aufgabe, in: Jahrbücher für die Dogmatik des heutigen römischen 
und deutschen Privatrechts 1, 1857, S.  1–52.

Jouanjan, Olivier, Demokratietheorie als Verfassungslehre, in: Der Staat 58 (2019), S.  223–
241.

Juncker, Wolfgang, Der politische Beamte – ein Widerspruch in sich, in: ZBR 1974, S.  205–209.
Jürgensen, Sven, Verfassungsnormativität im Recht der Politik, in: DÖV 2019, S.  639–647.
Kahl, Wolfgang/Waldhoff, Christian/Walter, Christian (Hrsg.), Bonner Kommentar zum Grund-

gesetz, 191. Aktualisierung, Heidelberg 2018.
Kaiser, Anna-Bettina, Juristische Methode, Dogmatik und System, in: Kahl, Wolfgang/Lud-

wigs, Markus (Hrsg.), Handbuch des Verwaltungsrechts, Band  I: Grundstrukturen des deut-
schen Verwaltungsrechts, 2021, §  24, S.  941–977.

Dies., Die Organisation politischer Willensbildung: Parteien, in: VVDStRL 81 (2022), S.  117–
169. 

Kant, Immanuel, Metaphysik der Sitten, 1797.
Kassimatis, Georg, Der Bereich der Regierung, Berlin 1967.
Katz, Alfred, Politische Verwaltungsführung in den Bundesländern. Dargestellt am Beispiel der 

Landesregierung Baden-Württemberg, Berlin 1975.
Kaufmann, Arthur, Gedanken zur Überwindung des rechtsphilosophischen Relativismus, in: 

ARSP 46 (1960), S.  553–569.
Ders., Über den Zirkelschluß in der Rechtsfindung, in: Lackner, Karl/Leferenz, Heinz/Schmidt, 

Eberhard (Hrsg. u. a.), Festschrift für Wilhelm Gallas zum 70.  Geburtstag, 1973, S.  7–20.
Ders., Über die Wissenschaftlichkeit der Rechtswissenschaft. Ansätze zu einer Konvergenz

theorie der Wahrheit, in: ARSP 72 (1986), S.  425–442.
Kaufmann, Arthur/Pfordten, Dietmar von der, Problemgeschichte der Rechtsphilosophie, in: 

Hassemer, Winfried/Neumann, Ulfried/Saliger, Frank (Hrsg.), Einführung in die Rechts
philosophie und Rechtstheorie der Gegenwart, 9.  Aufl. (2016), S.  23–142.

Kelsen, Hans, Allgemeine Staatslehre, Wien 1925.
Ders., Vom Wesen und Wert der Demokratie, 2.  Aufl., Tübingen 1929, (Nachdruck 2018  – 

Reclam-Ausgabe).
Ders., Wer soll der Hüter der Verfassung sein?, Berlin 1931.
Ders., Reine Rechtslehre, Studienausgabe der 2.  Aufl., Tübingen/Wien1960 (Nachdruck 2017).
Kempen, Bernhard, Verfassung und Politik, in: Depenheuer, Otto/Grabenwarter, Christoph 

(Hrsg.), Verfassungstheorie, 2010, §  27, S.  929–951.
Kepplinger, Hans Mathias, Politikvermittlung, Wiesbaden 2009.
Kersten, Jens, Parlamentarisches Regierungssystem, in: Herdegen, Matthias/Masing, Johannes/

Poscher, Ralf/Gärditz, Klaus Ferdinand (Hrsg.), Handbuch des Verfassungsrechts, München 
2021, §  11, S.  721–776.

Ders., Die Notwendigkeit der Zuspitzung. Anmerkungen zur Verfassungstheorie, Berlin 2020.
Kertzer, David, Ritual, Politics and Power, New Haven 1988.



339Literaturverzeichnis

Kielmansegg, Peter Graf, Die Grammatik der Freiheit: Acht Versuche über den demokrati-
schen Verfassungsstaat, Baden-Baden 2013.

Kingdon, John Wells, Agendas, Alternatives, and Public Choices, 2.  Aufl., Harlow/Pearson 2014.
Kirchhof, Paul, Mittel staatlichen Handelns, in: Isensee, Josef/ders. (Hrsg.), Handbuch des 

Staatsrechts, Band  V: Rechtsquellen, Organisation, Finanzen, 3.  Aufl., Heidelberg 2007, 
§  99, S.  3–133.

Ders., Begriff und Kultur der Verfassung, in: Depenheuer, Otto/Grabenwarter, Christoph 
(Hrsg.), Verfassungstheorie, Tübingen 2010, §  3, S.  69–118.

Ders., Der deutsche Staat in der europäischen Integration, in: Isensee, Josef/ders. (Hrsg.), 
Handbuch des Staatsrechts, Band  X: Deutschland in der Staatengemeinschaft, 3.  Aufl., Hei-
delberg 2012, §  214, S.  299–382.

Ders., Verfassung, Theorie und Dogmatik, in: Isensee, Josef/ders. (Hrsg.), Handbuch des 
Staatsrechts, Band  XII: Normativität und Schutz der Verfassung, 3.  Aufl., Heidelberg 2014, 
§  273, S.  693–759.

Klein, Hans Hugo, Stellung und Aufgaben des Bundestages, in: Isensee, Josef/Kirchhof, Paul 
(Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts, Band  III: Demokratie – Bundesorgane, 3.  Aufl., Heidel-
berg 2005, §  50, S.  711–740.

Ders., Status des Abgeordneten, in: Isensee, Josef/Kirchhof, Paul (Hrsg.), Handbuch des Staats
rechts, Band  III: Demokratie – Bundesorgane, 3.  Aufl., Heidelberg 2005, §  51, S.  741–767.

Klement, Jan Henrik, Verantwortung. Funktion und Legitimation eines Begriffs im Öffentlichen 
Recht, Tübingen 2006.

Klenner, Stephan, Verfassungswidriger Oppositionszuschlag auf Bundesebene, in: DÖV 2018, 
S.  563–570.

Kloepfer, Michael, Der Vorbehalt des Gesetzes im Wandel, in: JZ 1984, S.  685–695.
Ders., Verfassungsrecht. Band  II, München 2010.
Ders., Verfassungsrecht. Band  I, München 2011.
Knack, Joachim/Hennecke, Hans-Günter, Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) Kommentar, 

11.  Aufl., Köln 2020.
Koch, Hans-Joachim/Rüßmann, Helmut, Juristische Begründungslehre. Eine Einführung in 

Grundprobleme der Rechtswissenschaft, München 1982.
Kokott, Juliane, Kontrolle der auswärtigen Gewalt, in: DVBl. 1996, S.  937–950.
Kopp, Ulrich (Hrsg.), Verwaltungsverfahrensgesetz Kommentar, 20.  Aufl., München 2019.
Köstlin, Thomas, Die Kulturhoheit des Bundes. Eine Untersuchung zum Kompetenz- und Or-

ganisationsrecht des Grundgesetzes unter Berücksichtigung der Staatspraxis in der Bundes-
republik Deutschland, Berlin 1989.

Köttgen, Arnold, Das deutsche Berufsbeamtentum und die parlamentarische Demokratie, Ber-
lin/Leipzig 1928.

Kotzur, Markus, Thematik des Verfassungsgesetzes, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), Handbuch 
des Staatsrechts, Bd.  XII: Normativität und Schutz der Verfassung, 3.  Aufl., Heidelberg 
2014, §  260, S.  211–235.

Kriele, Martin, Theorie der Rechtsgewinnung – entwickelt am Problem der Verfassungsinter-
pretation, 2.  Aufl., Berlin 1976.

Ders., Gesetzestreue und Gerechtigkeit in der richterlichen Rechtsfindung, in: DRiZ 1984, 
S.  226–233.

Krüger, Herbert, Verfassungsvoraussetzungen und Verfassungserwartung, in: Ehmke, Horst/
Kaiser, Joseph H./Kewenig, Wilhelm A. (Hrsg. u. a.), Festschrift für Ulrich Scheuner zum 
70.  Geburtstag, 1973, S.  285–306.



340 Literaturverzeichnis

Krüper, Julian, Anmerkung zu BVerfG v. 16.12.2014 – 2 BvE 2/14 (Schwesig), in: JZ 2015, 
S.  414–417.

Ders., Regeln politischer Kultur als Legitimitätsreserve, in: ders./Pilniok, Arne (Hrsg.), Orga-
nisationsverfassungsrecht, Tübingen 2019, S.  159–185.

Kuch, David, Politische Neutralität in der Parteiendemokratie, in: AöR 142 (2017), S.  491–527.
Kühn, Marcel, Bürgerbeeinflussung durch Berichterstattung staatlicher Stellen. Zugleich ein 

Beitrag zur Dogmatik des staatlichen Informationshandelns, Berlin 2018.
Kugele, Dieter, Die politischen Beamten in der Bundesrepublik Deutschland, in: ZBR 2007, 

S.  109–115.
Kuhlen, Lothar, Wertfreiheit in der Jurisprudenz?, in: Hilgendorf, Eric/ders., Die Wertfreiheit 

in der Jurisprudenz, Heidelberg 2000, S.  33–49.
Kuhn, David, Der Verfassungsgrundsatz effektiver parlamentarischer Opposition, Tübingen 

2019.
Kukuczka, Christian/Herbolsheimer, Volker, Von der zunehmenden Dogmatisierung verfas-

sungstheoretischer Postulate – Anmerkung zur jüngsten Kopftuchentscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts, in: DÖV 2020, S.  724–730.

Kunig, Philip, Das Rechtsstaatsprinzip, Tübingen 1986.
Ders., Parteien, in: Isensee, Josef/Kirchhof, Paul (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts, Band  III: 

Demokratie – Bundesorgane, 3.  Aufl., Heidelberg 2005, §  40, S.  297–356.
Larenz, Karl, Methodenlehre der Rechtswissenschaft, 6.  Aufl., Berlin [u. a.] 1991.
Larenz, Karl/Canaris, Claus-Wilhelm, Methodenlehre der Rechtswissenschaft, 3.  Aufl., Berlin/

Heidelberg 1995.
Lassahn, Philipp, Anmerkung zu BVerfG, Urt. v. 3.5.2016. – 2 BvE 4/14, in: NVwZ 2016, 

S.  929–930.
Ders., Rechtsprechung und Parlamentsgesetz. Überlegungen zu Anliegen und Reichweite eines 

allgemeinen Vorbehalts des Gesetzes, Tübingen 2017.
Lege, Joachim, Nochmals: Staatliche Warnungen, in: DVBl. 1999, S.  569–578.
Ders., Die Realität des Rechts ist der Fall. 56 ketzerische Thesen im Geist des Pragmatismus, 

in: RphZ 2019, S.  416–42.
Lehner, Franz Widmaier, Ulrich, Vergleichende Regierungslehre, 4.  Aufl., Wiesbaden 2005.
Leibholz, Gerhard, Das Wesen der Repräsentation und der Gestaltwandel der Demokratie im 

20.  Jahrhundert, 2.  Aufl., Berlin 1960.
Leisner, Walter, Regierung als Macht kombinierten Ermessens, in: JZ 1968, S.  727–731.
Ders., Gewaltenteilung innerhalb der Gewalten, in: Spanner, Hans/Lerche, Peter/Zacher, Hans 

(Hrsg. u. a.), Festgabe für Theodor Maunz zum 70.  Geburtstag am 1.  September 1971, Mün-
chen 1971, S.  267–283.

Ders., Eigentum, in: Isensee, Josef/Kirchhof, Paul (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts, 
Band  VIII: Grundrechte: Wirtschaft, Verfahren, Gleichheit, 3.  Aufl., Heidelberg 2010, §  173, 
S.  301–392.

Ders., Gleichgewicht der Staats-Gewalten – Wesen demokratischer Staatsmacht, Berlin 2018.
Lennartz, Jannis, Dogmatik als Methode, Tübingen 2017.
Ders., Kanzlerdemokratie, Tübingen 2023.
Lenski, Sophie-Charlotte, Öffentliches Kulturrecht, Tübingen 2013.
Lerche, Peter, „Funktionsfähigkeit“  – Richtschnur verfassungsrechtlicher Auslegung, in: 

BayVBl. 1991, S.  517–522.
Ders., Stil und Methode der verfassungsrechtlichen Entscheidungspraxis, in: Badura, Peter/

Dreier, Horst (Hrsg.), Festschrift 50 Jahre Bundesverfassungsgericht, Erster Band: Verfas-
sungsgerichtsbarkeit, Verfassungsprozess, Tübingen 2001, S.  333–361.



341Literaturverzeichnis

Lepsius, Oliver, Die erkenntnistheoretische Notwendigkeit des Parlamentarismus, in: Bertschi, 
Martin/Gächter, Thomas/Hurst, Robert u. a. (Hrsg.), Demokratie und Freiheit, Berlin 1999, 
S.  123–180.

Ders., Braucht das Verfassungsrecht eine Theorie des Staates?, EuGRZ 2004, S.  370–381.
Ders., Was kann die deutsche Staatsrechtslehre von der amerikanischen Rechtswissenschaft 

lernen?, in: Helmuth Schulze-Fielitz (Hrsg.), Staatsrechtslehre als Wissenschaft, Berlin 
2007, S.  319–366. 

Ders., Themen einer Rechtswissenschaftstheorie, in: Jestaedt, Matthias/ders. (Hrsg.), Rechts-
wissenschaftstheorie, Tübingen 2008, S.  1–49. 

Ders., Relationen auf mittlerer Ebene. Zu Stellung und Auftrag der Rechtsphilosophie im 
öffentlichen Recht, in: Kühl, Kristian (Hrsg.), Zur Kompetenz der Rechtsphilosophie in 
Rechtsfragen (ARSP-Beiheft 126), Stuttgart 2011, S.  21–30.

Ders, Kritik der Dogmatik, in: Kirchhof, Gregor/Magen, Stefan/Schneider, Karsten (Hrsg.), 
Was weiß Dogmatik?, Tübingen 2012, S.  40–62.

Ders., Rechtswissenschaft in der Demokratie, in: Der Staat 52 (2013), S.  157–186.
Ders., Relationen: Plädoyer für eine bessere Rechtswissenschaft, Tübingen 2016.
Ders., Kontextualisierung als Aufgabe der Rechtswissenschaft, in: JZ 2019, S.  793–802.
Ders., Gesetzesstruktur im Wandel, in: JuS 2019, S.  14–17.
Lhotta, Roland, Der Bereich der Regierung – Reloaded: Zur partiellen Nicht-Verfassbarkeit 

eines Kernbereichs des Politischen, in: Krüper, Julian/Pilniok, Arne (Hrsg.), Die Organisa
tionsverfassung der Regierung, Tübingen 2021, S.  1–23.

Lienbacher, Georg, Rationalitätsanforderungen an die parlamentarische Rechtsetzung im de-
mokratischen Rechtsstaat, in: VVDStRL 71 (2012), S.  7–48.

Linck, Joachim, Zulässigkeit und Grenzen der Einflussnahme des Bundestages auf die Regie-
rungsentscheidungen – zum Verhältnis von Bundestag und Bundesregierung, Köln 1970.

Ders., Zum Vorrang des Parlaments gegenüber den anderen Gewalten. Bemerkung zur Kalkar-
Entscheidung des BVerfG, in: DÖV 1979, S.  165–167.

Lindner, Josef Franz, Theorie der Grundrechtsdogmatik, Tübingen 2005.
Ders., Der politische Beamte als Systemfehler, in: ZBR 2011, S.  150–161.
Ders., Rechtswissenschaft als Metaphysik. Das Münchhausenproblem einer Selbstermächti-

gungswissenschaft, 2017.
Ders., Prolegomena zu einer Theorie des Medizinrechts, in: JZ 2019, S.  639–648.
Loewenstein, Karl, Militant Democracy and Fundamental Rights I, in: The American Political 

Science Review 1937, S.  417–432.
ders., Militant Democracy and Fundamental Rights II, in: The American Political Science 

Review 1937, S.  638–658. 
ders., Verfassungslehre, 4.  Aufl., Tübingen 2000.
Loschelder, Wolfgang, Weisungshierarchie und persönliche Verantwortung in der Exekutive, 

in: Isensee, Josef/Kirchhof, Paul (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts, Band  V: Rechtsquellen, 
Organisation, Finanzen, 3.  Aufl., Heidelberg 2007, §  107, S.  409–455.

Lübbe-Wolff, Gertrude, Rechtsfolgen und Realfolgen. Welche Rolle können Folgenabwägun-
gen in der juristischen Regel- und Begriffsbildung spielen?, Freiburg/München 1981.

Lucke, Albrecht v., Bündeln oder spalten: Sammlungsbewegung statt Rot-Rot-Grün?, in: Blätter 
für deutsche und internationale Politik Nr.  9/2018, S.  5–8 (abrufbar unter: https://www.blaet 
ter.de/ausgabe/2018/september/buendeln-oder-spalten-sammlungsbewegung-stattrot-rot-
gruen, zuletzt abgerufen am: 21.7.2021).

Luhmann, Niklas, Theorie der Verwaltungswissenschaft. Bestandsaufnahme und Entwurf, 
Köln/Berlin 1966.

https://www.blaetter.de/ausgabe/2018/september/buendeln-oder-spalten-sammlungsbewegung-stattrot-rot-gruen
https://www.blaetter.de/ausgabe/2018/september/buendeln-oder-spalten-sammlungsbewegung-stattrot-rot-gruen
https://www.blaetter.de/ausgabe/2018/september/buendeln-oder-spalten-sammlungsbewegung-stattrot-rot-gruen


342 Literaturverzeichnis

Ders., Theorie der politischen Opposition, in: Zeitschrift für Politik 36 (1989), S.  13–26.
Ders., Das Recht der Gesellschaft, Frankfurt am Main 1993.
Ders., Die Politik der Gesellschaft, Frankfurt am Main 2000.
Magiera, Siegfried, Parlament und Staatsleitung, Berlin 1979.
Malorny, Stefan, Exekutive Vetorechte im deutschen Verfassungssystem, Göttingen 2011.
Mahlmann, Matthias, Elemente einer ethischen Grundrechtstheorie, Baden-Baden 2008.
Mandelartz, Herbert, Informations- und Öffentlichkeitsarbeit der Bundesregierung – Zur Ent-

scheidung des Bundesverfassungsgerichts in der Sache „Schwesig“, in: DÖV 2015, S.  326–
329.

Mangoldt, Hermann v. Klein, Friedrich/Starck, Christian (Hrsg.), Grundgesetz-Kommentar, 
Band  1: Art.  1–19, 7.  Aufl., München 2018.

Dies. (Hrsg.), Grundgesetz-Kommentar, Band  2: Art.  20–82, 7.  Aufl., München 2018.
Dies. (Hrsg.), Grundgesetz-Kommentar, Band  3: Art.  83–146, 7.  Aufl., München 2018.
Manow, Philip, (Ent-)Demokratisierung der Demokratie, Berlin 2020.
Masing, Johannes, Parlamentarische Untersuchungen privater Sachverhalte: Art.  44 GG als 

staatsgerichtetes Kontrollrecht, Tübingen 1998.
Mast, Tobias, Staatsinformationsqualität. De- und Rekonstruktion des verfassungsgerichtli-

chen Leitbilds öffentlicher staatlicher Informationstätigkeit und der entsprechenden Gebote, 
Berlin 2020.

Maunz, Theodor/Dürig, Günter (Begr.), Grundgesetz-Kommentar, Bd.  III: Art.  17–28, 88. EL, 
München 2019.

Dies. (Begr.), Grundgesetz-Kommentar, Bd.  IV: Art.  29–67, 88. EL, München 2019.
Dies. (Begr.), Grundgesetz-Kommentar, Bd.  V: Art.  68–87, 88. EL, München 2019.
Dies. (Begr.), Grundgesetz-Kommentar, Bd.  VII: Art.  107–146, 88. EL, München 2019.
Maurer, Hartmut, Der Verwaltungsvorbehalt, in: VVDStRL 43 (1985), S.  137–166.
Ders., Zur Organisationsgewalt im Bereich der Regierung, in: Kirchhof, Paul/Lehner, Moris/

Raupach, Arndt (Hrsg. u. a.), Staaten und Steuern. Festschrift für Klaus Vogel zum 70.  Ge-
burtstag, Heidelberg 2000, S.  331–352.

Ders., Staatsrecht I. Grundlagen, Verfassungsorgane, Staatsfunktionen, 6.  Aufl., München 2010.
Ders./Waldhoff, Christian, Allgemeines Verwaltungsrecht, 19.  Aufl., München 2017.
Mayen, Thomas, Verwaltung durch unabhängige Einrichtungen, in: DÖV 2004, S.  45–55.
Mayer, Otto, Deutsches Verwaltungsrecht, 1. Band, 3.  Aufl., München und Leipzig 1924.
Mehde, Veith, Die Ministerverantwortlichkeit nach dem Grundgesetz. Dogmatischer Kernbe-

stand und aktuelle Herausforderungen, in: DVBl. 2001, S.  13–19.
Ders., Regierung und Verwaltung, in: Kahl, Wolfgang/​Ludwigs, Markus (Hrsg.), Handbuch 

des Verwaltungsrechts, Band  III: Verwaltung und Verfassungsrecht, 1.  Auflage, Heidelberg 
2022, §  82, S.  1015–1050.

Meinel, Florian, Organisation und Kontrolle im Bereich der Regierung – Zur verfassungsrecht-
lichen Stellung von Kabinettsausschüssen, insbesondere des Bundessicherheitsrats, im par-
lamentarischen Regierungssystem –, in: DÖV 2015, S.  717–726.

Ders., Vertrauensfrage. Zur Krise des heutigen Parlamentarismus, München 2019.
Ders., Selbstorganisation des parlamentarischen Regierungssystems, Tübingen 2019.
Ders., Das Bundesverfassungsgericht in der Ära der Großen Koalition: Zur Rechtsprechung 

seit dem Lissabon-Urteil, in: Der Staat 60 (2021), S.  43–98.
Meisner, Heinrich Otto, Verfassung, Verwaltung, Regierung in neuerer Zeit, Berlin 1962.
Merkl, Adolf, Allgemeines Verwaltungsrecht, Wien und Berlin 1927.



343Literaturverzeichnis

Ders., Prolegomena einer Theorie des rechtlichen Stufenbaus, in: Verdross, Alfred (Hrsg.), 
Gesellschaft, Staat und Recht. Untersuchungen zur Reinen Rechtslehre. Festschrift Hans 
Kelsen zum 50.  Geburtstag, Wien 1931, S.  252–294.

Ders., Das doppelte Rechtsantlitz. Eine Betrachtung aus der Erkenntnistheorie des Rechtes, in: 
Mayer-Maly, Dorothea/Schambeck, Herbert/Grussmann, Wolf-Dietrich (Hrsg.), Adolf Julius 
Merkl Gesammelte Schriften, 1.  Bd., Berlin 1993, S.  227–252.

Merten, Detlef, Der „Kruzifix-Beschluss“ des Bundesverfassungsgerichts aus grundrechtsdog-
matischer Sicht, in: Burmeister, Joachim (Hrsg.), Verfassungsstaatlichkeit. Festschrift für 
Klaus Stern zum 65.  Geburtstag, München 1997, S.  987–1009.

Ders., Verhältnismäßigkeitsgrundsatz, in: ders./Papier, Hans-Jürgen (Hrsg.), Handbuch der 
Grundrechte, Band  III: Grundrechte in Deutschland: Allgemeine Lehren II, Heidelberg 
2009, §  68, S.  517–567.

Meyer, Hans, Das fehlfinanzierte Parlament, in: Huber, Peter M./Mößle, Wilhelm/Stock, Martin 
(Hrsg.), Zur Lage der parlamentarischen Demokratie. Symposium zum 60.  Geburtstag von 
Peter Badura, Tübingen 1995, S.  17–70.

Meyer, Hans-Jürgen, Hermeneutik und Rechtswissenschaft: Hans-Georg Gadamer und Josef 
Esser, in: RphZ 6 (2020), S.  59–71.

Michl, Fabian, Unionsgrundrechte aus der Hand des Gesetzgebers, Tübingen 2018.
Ders., Der demokratische Normalfall: Wahlgesetzgebung in eigener Sache, VerfBlog, 2023/9/

18, https://verfassungsblog.de/der-demokratische-normalfall/, zuletzt abgerufen am: 30.1.
2025.

Möllers, Christoph, Braucht das öffentliche Recht einen neuen Methoden- und Richtungs-
streit?, in: VerwArch 90 (1999), S.  187–207.

Ders., Der Staat als Argument, 2.  Aufl., München 2011.
Ders., Gewaltengliederung. Legitimation und Dogmatik im nationalen und internationalen 

Rechtsvergleich, Tübingen 2005.
Ders., Dogmatik der grundgesetzlichen Gewaltengliederung, in: AöR 132 (2007), S.  493–538.
Ders., Verfassunggebende Gewalt – Verfassung – Konstitutionalisierung, in: Bogdandy, Armin 

von/Bast, Jürgen (Hrsg.), Europäisches Verfassungsrecht, 2.  Aufl., Heidelberg/London/New 
York 2009, S.  227–278.

Ders., Religiöse Freiheit in Gefahr?, in: VVDStRL 68 (2009), S.  47–93.
Ders., Methoden, in: Voßkuhle, Andreas/Eifert, Martin/ders. (Hrsg.), Grundlagen des Verwal-

tungsrechts, Band  I: Methoden, Maßstäbe, Aufgaben, Organisation, 3.  Aufl., München 2022, 
§  3, S.  71–134.

Ders., Demokratie – Zumutungen und Versprechen, 3.  Aufl., Berlin 2012.
Ders., Der vermisste Leviathan, 3.  Aufl., Frankfurt am Main 2016.
Möllers, Thomas M. J., Juristische Methodenlehre, 5.  Aufl., München 2023.
Morlok, Martin, Was heißt und zu welchem Ende studiert man Verfassungstheorie?, Berlin 

1988.
Ders., Notwendigkeit und Schwierigkeit eines Rechtes der Politik, in: DVBl. 2017, S.  995–

1002.
Morlok, Martin/Merten, Heike, Parteienrecht, Tübingen 2018.
Mößle, Wilhelm, Regierungsfunktionen des Parlaments, München 1985.
Mouffe, Chantal, Agonistik – Die Welt politisch denken, Berlin 2014.
Dies., Über das Politische. Wider die kosmopolitische Illusion, 8.  Aufl., Frankfurt am Main 

2020.
Muckel, Stefan/Ogorek, Markus, Öffentliches Baurecht, 3.  Aufl., München 2018.
Müller, Friedrich, Strukturierende Rechtslehre, Berlin 1984.

https://verfassungsblog.de/der-demokratische-normalfall/


344 Literaturverzeichnis

Ders., Die Einheit der Verfassung, Bd.  III, 2.  Aufl., Berlin 2007.
Müller, Friedrich/Christensen, Ralph, Juristische Methodik, Band  I: Grundlegung für die Ar-

beitsmethoden der Rechtspraxis, 11.  Aufl., Berlin 2013.
Müller-Mall, Sabine, Verfassende Urteile – Eine Theorie des Rechts, Berlin 2023.
Munaretto, Lino, Der Vorbehalt des Möglichen, Tübingen 2022.
Münch, Fritz, Die Bundesregierung, Frankfurt am Main 1954.
Münch, Ingo v., Minister und Abgeordneter in einer Person: die andauernde Verhöhnung der 

Gewaltenteilung, in: NJW 1998, S.  34–35.
Münkler, Laura, Expertokratie, Tübingen 2020.
Mundil, Daniel, Die Opposition. Eine Funktion des Verfassungsrechts, Berlin 2014.
Murswiek, Dietrich, Das Bundesverfassungsgericht und die Dogmatik mittelbarer Grund-

rechtseingriffe. Zu der Glykol- und der Osho-Entscheidung vom 26.6.2002, in: NVwZ 2003, 
S.  1–8.

Naßmacher, Hiltrud, Politikwissenschaft, 6.  Aufl., Basel/Berlin/Boston 2010.
Nellesen, Sebastian, Äußerungsrechte staatlicher Funktionsträger – Neutralität, Meinungsfrei-

heit, Mäßigungsgebot: Determinanten der Teilnahme staatlicher Funktionsträger am öffent-
lichen Meinungsbildungsprozess, Tübingen 2019.

Neumann, Ulfrid, Juristische Logik, in: Hassemer, Winfried/ders./Saliger, Frank (Hrsg.), Ein-
führung in die Rechtsphilosophie und Rechtstheorie der Gegenwart, 9.  Aufl. (2016), S.  272–
290.

Ders., Theorie der juristischen Argumentation, in: Hassemer, Winfried/ders./Saliger, Frank 
(Hrsg.), Einführung in die Rechtsphilosophie und Rechtstheorie der Gegenwart, 9.  Aufl. 
(2016), S.  303–315.

Ders., Wissenschaftstheorie der Rechtswissenschaft, in: Hassemer, Winfried/ders./Saliger, 
Frank (Hrsg.), Einführung in die Rechtsphilosophie und Rechtstheorie der Gegenwart, 
9.  Aufl. (2016), S.  351–364.

Notz, Anna v., Liquid Democracy. Internet-basierte Stimmendelegation in der innerparteilichen 
Willensbildung, Tübingen 2020.

Nußberger, Angelika, Regieren, in: VVDStRL 81 (2022), S.  7–62.
Oebbecke, Janbernd, Verwaltungszuständigkeit, in: Isensee, Josef/Kirchhof, Paul (Hrsg.), 

Handbuch des Staatsrechts, Band  VI: Bundesstaat, 3.  Aufl., Heidelberg 2008, §  136, S.  743–
809.

Oeter, Stefan, Föderalismus und Demokratie, in: von Bogdandy, Armin/Bast, Jürgen (Hrsg.), 
Europäisches Verfassungsrecht. Theoretische und dogmatische Grundzüge, 2.  Aufl., Heidel-
berg/London/New York 2009, S.  73–120.

Oldiges, Martin, Die Bundesregierung als Kollegium. Eine Studie zur Regierungsorganisation 
nach dem Grundgesetz, Hamburg 1983.

Ders./Brinktrine, Ralf, Der Landtagsdirektor als „politischer Beamter“, in: DÖV 2002, S.  943–
950.

Ossenbühl, Fritz, Zumutbarkeit als Verfassungsmaßstab, in: Rüthers, Bernd/Stern, Klaus 
(Hrsg.), Freiheit und Verantwortung im Verfassungsstaat. Festgabe zum 10jährigen Jubiläum 
der Gesellschaft für Rechtspolitik, München 1984, S.  315–327.

Ders., Vorrang und Vorbehalt des Gesetzes, in: Isensee, Josef/Kirchhof, Paul (Hrsg.), Hand-
buch des Staatsrechts, Band  V: Rechtsquellen, Organisation, Finanzen, 3.  Aufl., Heidelberg 
2007, §  101, S.  183–221.

Pabel, Katharina, Grundfragen der Kompetenzordnung im Bereich der Kunst, Berlin 2003.
Papier, Hans-Jürgen/Durner, Wolfgang, Streitbare Demokratie, in: AöR 128 (2003), S.  340–

371.



345Literaturverzeichnis

Payandeh, Mehrdad, Die Neutralitätspflicht staatlicher Amtsträger im öffentlichen Meinungs-
kampf. Dogmatische Systembildung auf verfassungsrechtlich zweifelhafter Grundlage, in: 
Der Staat 55 (2016), S.  519–550.

Ders., Die Organisation politischer Willensbildung: Parlamente, in: VVDStRL 81 (2022), 
S.  171–226. 

Peters, Anne, Elemente einer Theorie der Verfassung Europas, Berlin 2001.
Petersen, Niels, Demokratie und Grundgesetz. Veränderungen des Demokratieprinzips in 

Art.  20 Abs.  2 GG angesichts der Herausforderungen moderner Staatlichkeit, in: JöR 58 
(2010), S.  137–171.

Pfordten, Dietmar von der, Was ist und wozu Rechtsphilosophie?, in: JZ 2004, S.  157–166.
Ders., Normativer Individualismus und das Recht, in: JZ 2005, S.  1069–1080.
Ders., Die Aufgaben von Theorien des Rechts, in: Calliess, Gralf-Peter/Kähler, Lorenz (Hrsg.), 

Theorien im Recht – Theorien über das Recht (ARSP-Beiheft 155), S.  71–84. 
Pilniok, Arne, Bausteine einer Theorie des Organisationsverfassungsrechts. Organisationswissen

schaftliche Impulse für das Recht der Politik, in: Krüper, Julian/ders. (Hrsg.), Organisations-
verfassungsrecht. Wissenschaft – Theorie – Praxis, Tübingen 2019, S.  1–27.

Ders., Parlamentarisches Regieren – Theorie, Dogmatik und Praxis der Organisationsverfas-
sung demokratischer Herrschaft unter dem Grundgesetz, Tübingen 2024.

Pilz, Volker, Der Auswärtige Ausschuss des Deutschen Bundestages und die Mitwirkung des 
Parlaments an der auswärtigen und internationalen Politik, Berlin 2008.

Popper, Karl R., Logik der Forschung, 9.  Aufl., Tübingen 1989.
Poscher, Ralf, Die Opposition als Rechtsbegriff, in: AöR 122 (1997), S.  444–468.
Ders., Grundrechte als Abwehrrechte. Reflexive Regelung rechtlich geordneter Freiheit, Tü-

bingen 2003.
Pünder, Hermann, Wahlrecht und Parlamentsrecht als Gelingensbedingung repräsentativer De-

mokratie, in: VVDStRL 72 (2013), S.  191–267.
Puhl, Thomas, Die Minderheitsregierung nach dem Grundgesetz, Berlin 1986.
Putzer, Max, Verfassungsrechtliche Grenzen der Äußerungsbefugnisse staatlicher Organe und 

Amtsträger, in: DÖV 2015, S.  417–426.
Radbruch, Gustav, Rechtsphilosophie, 8.  Aufl., Stuttgart 1973.
Raupp, Juliana, Personalisierung, in: Borucki, Isabelle/Köngslöw, Katharina Kleinen von/

Marschall, Stefan/Zerback, Thomas (Hrsg.), Handbuch Politische Kommunikation, Wiesba-
den 2022, S.  441–458.

Raz, Joseph, On the authority and interpretation of Constitutions: some preliminaries, in: 
Alexander, Larry (Hrsg.), Constitutionalism, New York 1998, S.  323–370.

Reimer, Franz, Verfassungsprinzipien. Ein Normtyp im Grundgesetz, Berlin 2001.
Ders., Verfassungsauslegung: Methodische Ansätze, in: Kischel, Uwe/Kube, Hanno (Hrsg.), 

Handbuch des Staatsrechts, Band  II: Gewinnung und Grundprinzipien des Staatsrechts, 
2024, §  25, S.  71–118.

Ders., Das Parlamentsgesetz als Steuerungsmittel und Kontrollmaßstab, in: Voßkuhle, Andreas/
Eifert, Martin/Möllers, Christoph (Hrsg.), Grundlagen des Verwaltungsrechts, Band  I: Me-
thoden, Maßstäbe, Aufgaben, Organisation, 3.  Aufl., München 2022, §  11, S.  777–854.

Ders., Juristische Methodenlehre, Baden-Baden 2016.
Ders., Diskursvergleich im Verfassungs- und Verwaltungsrecht, VVDStRL 77 (2018), S.  413–

464.
Reimer, Philipp, Zur Theorie der Handlungsformen des Staates, Baden-Baden 2008.
Ders., Regierung als oberste Ordnungsbehörde – Zur Systematik des Regierungshandelns am 

Beispiel der Gefahrenabwehrfunktionen von Bundes- und Landesgubernativen, in: Krüper, 



346 Literaturverzeichnis

Julian/Pilniok, Arne (Hrsg.), Die Organisationsverfassung der Regierung, Tübingen 2021, 
S.  109–124.

Rixen, Stephan, Geschlechtertheorie als Problem der Verfassungsauslegung. Anmerkungen 
zum Beschluss des BVerfG v. 10.10.2017–1 BvR 2019/16 zur geschlechtlichen Diversität, 
in: JZ 2018, S.  317–327.

Roellecke, Gerd, Beobachtung der Verfassungstheorie, in: Depenheuer, Otto/Grabenwarter, 
Christoph (Hrsg.), Verfassungstheorie, Tübingen 2010, §  2, S.  57–68.

Röhl, Hans Christian, Öffnung der öffentlich-rechtlichen Methode durch Internationalität und 
Interdisziplinarität: Erscheinungsformen, Chancen, Grenzen, in: VVDStRL 74 (2015), S.  7–
38.

Röhl, Klaus Friedrich/Röhl, Hans Christian, Allgemeine Rechtslehre, 3.  Aufl., München 2008.
Roth, Andreas, Verwaltungshandeln mit Drittebetroffenheit und Gesetzesvorbehalt, Berlin 

1991.
Roth, Christian Tobias, Bundeskanzlerermessen im Verfassungsstaat, Berlin 2009.
Rudzio, Wolfgang, Das politische System der Bundesrepublik Deutschland, 10.  Aufl., Wiesba-

den 2019.
Rusteberg, Benjamin, Der grundrechtliche Gewährleistungsgehalt – Eine veränderte Perspekti-

ve auf die Grundrechtsdogmatik durch eine präzise Schutzbereichsbestimmung, Tübingen 
2009.

Ders., Die Gewährleistung einer funktionsgerechten und organadäquaten Aufgabenwahrneh-
mung als Schranke des parlamentarischen Untersuchungsrechts, in: DÖV 2017, S.  319–325.

Rüthers, Bernd, Die heimliche Revolution – vom Rechtsstaat zum Richterstaat, 2.  Aufl., Tübin-
gen 2016.

Rüthers, Bernd/Fischer, Christian/Birk, Axel, Rechtstheorie mit juristischer Methodenlehre, 
12.  Aufl., München 2022.

Sachs, Michael, Das parlamentarische Regierungssystem und der Bundesrat – Entwicklungs-
stand und Reformbedarf, in: VVDStRL 58 (1999), S.  39–80.

Ders. (Hrsg.), Grundgesetz-Kommentar, 8.  Aufl., München 2018.
Scheuner, Ulrich, Der Bereich der Regierung, in: Rechts- und Staatswissenschaftliche Fakultät 

der Universität Göttingen (Hrsg.), Rechtsprobleme in Staat und Kirche. Festschrift für 
Rudolf Smend zum 70.  Geburtstag, Göttingen 1952, S.  253–301.

Schiffbauer, Björn, Formale Verfassungslehre – Grundlegung einer allgemeinen Theorie über 
Recht und Verfassung, Tübingen 2021.

Schlaich, Klaus, Neutralität als verfassungsrechtliches Prinzip vornehmlich im Kulturverfas-
sungs- und Staatskirchenrecht, Tübingen 1972.

Schliesky, Utz, Souveränität und Legitimität von Herrschaftsgewalt. Die Weiterentwicklung 
von Begriffen der Staatslehre und des Staatsrechts im europäischen Mehrebenensystem, Tü-
bingen 2004.

Schlink, Bernhard, Bemerkungen zum Stand der Methodendiskussion in der Verfassungs-
rechtswissenschaft, in: Der Staat 19 (1980), S.  73–107.

Schmidt-Aßmann, Eberhard, Verwaltungsorganisation zwischen parlamentarischer Steuerung 
und exekutivischer Organisationsgewalt, in: Stödter, Rolf/Thieme, Werner (Hrsg.), Ham-
burg, Deutschland, Europa, Beiträge zum deutschen und europäischen Verfassungs-, Verwal-
tungs- und Wirtschaftsrecht. Festschrift für Hans Peter Ipsen zum siebzigsten Geburtstag, 
Tübingen 1977, S.  333–352.

Ders., Die Lehre von den Rechtsformen des Verwaltungshandelns. Ihre Bedeutung im System 
des Verwaltungsrechts und für das verwaltungsrechtliche Denken der Gegenwart, in: DVBl. 
1989, S.  533–541.



347Literaturverzeichnis

Ders., Das allgemeine Verwaltungsrecht als Ordnungsidee, 2.  Aufl., Berlin (u. a.) 2006.
Ders., Verwaltungsrechtliche Dogmatik, Tübingen 2013.
Schmidt-Bleibtreu, Bruno/Hofmann, Hans/Hennecke, Hans-Günter (Hrsg.), Kommentar zum 

Grundgesetz, 14.  Aufl., Köln 2018.
Schmidt-Jortzig, Edzard, Regierungskontrolle durch die Parlamentsmehrheit, in: Ipsen, Jörn/

ders. (Hrsg.), Recht – Staat – Gemeinwohl. Festschrift für Dietrich Rauschning, Köln (u. a.) 
2001, S.  143–156.

Schmitt, Carl, Verfassungslehre, 10.  Aufl., Berlin 2010.
Ders., Der Begriff des Politischen, 9.  Aufl., Berlin 2015.
Schmitt Glaeser, Walter, Vorverständnis als Methode – Eine Methodik der Verfassungsinterpre-

tation unter besonderer Berücksichtigung U.S.-amerikanischen Rechtsdenkens, Berlin 2004.
Ders., Der freiheitliche Staat des Grundgesetzes. Grundzüge, 3.  Aufl., Tübingen 2016.
Schnabel, Christoph/Freund, Bernhard, Der Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung als 

Schranke der Informationsfreiheit, in: DÖV 2012, S.  192–197.
Schneider, Georg Christoph, Die Finanzierung der Parlamentsfraktionen als staatliche Aufga-

be. Eine verfassungsrechtliche Untersuchung unter besonderer Berücksichtigung der aktuel-
len Fraktionsgesetzgebung, Berlin 1997.

Schneider, Hans-Peter, Die parlamentarische Opposition im Verfassungsrecht der Bundesrepu-
blik Deutschland, Band  1: Grundlagen, Frankfurt am Main 1974.

Ders., Das parlamentarische System, in: Benda, Ernst/Maihofer, Werner/Vogel, Hans-Jochen 
(Hrsg.), Handbuch des Verfassungsrechts der Bundesrepublik Deutschland, 2.  Aufl., Berlin/
New York 1994, §  13, S.  537–598.

Schneider, Peter, Prinzipien der Verfassungsinterpretation, in: VVDStRL 20 (1963), S.  1–52.
Schoch, Friedrich, Die Schwierigkeiten des BVerfG mit der Bewältigung staatlichen Informa-

tionshandelns, in: NVwZ 2011, S.  193–198.
Schönberger, Christoph/Schönberger, Sophie, Die AfD im Bundestag, in: JZ 2018, S.  105–114.
Schönberger, Sophie, Vom Suchen und Finden der Macht im Verfassungsrecht – Neujustierung 

im Verständnis von Art.  21 GG, JZ 2017, S.  701–707.
Dies., Juristische Trennung und tatsächliche Trennbarkeit, in: Morlok, Martin/Poguntke, 

Thomas/Sokolov, Ewgenij (Hrsg.), Parteienstaat – Parteiendemokratie, Baden-Baden 2018, 
S.  39–58.

Dies., Die zwei Körper der Gewählten, in: Der Staat 61 (2022), S.  579–620.
Scholz, Rupert, Informationspolitik des Bundeskartellamts und Informationsrecht der Öffent-

lichkeit, in: NJW 1973, S.  481–487.
Ders., Parlamentarischer Untersuchungsausschuß und Steuergeheimnis, in: AöR 105 (1980), 

S.  564–622.
Ders., Staatsleitung im parlamentarischen Regierungssystem, in: Badura, Peter/Dreier, Horst 

(Hrsg.), Festschrift 50 Jahre Bundesverfassungsgericht, Bd.  2: Klärung und Fortbildung des 
Verfassungsrechts, Tübingen 2001, S.  663–691.

Schröder, Meinhard, Die Institutionalisierung des Nationalen Ethikrates: Ein bedenklicher Re-
gierungsakt?, in: NJW 2001, S.  2144–2146.

Ders., Aufgaben der Bundesregierung, in: Isensee, Josef/Kirchhof, Paul (Hrsg.), Handbuch des 
Staatsrechts, Band  III: Demokratie  – Bundesorgane, 3.  Aufl., Heidelberg 2005, §  64, 
S.  1115–1131.

Ders., Bildung, Bestand und parlamentarische Verantwortung der Bundesregierung, in: Isensee, 
Josef/Kirchhof, Paul (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts, Band  III: Demokratie – Bundes
organe, 3.  Aufl., Heidelberg 2005, §  65, S.  1133–1157.



348 Literaturverzeichnis

Ders., Die Bereiche der Regierung und der Verwaltung, in: Isensee, Josef/Kirchhof, Paul 
(Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts, Band  V: Rechtsquellen, Organisation, Finanzen, 3.  Aufl., 
Heidelberg 2007, §  106, S.  387–408.

Schroth, Ulrich, Juristische Hermeneutik und Norminterpretation dargestellt an Problemen 
strafrechtlicher Normanwendung, in: Hassemer, Winfried/Neumann, Ulfrid/Saliger, Frank 
(Hrsg.), Einführung in die Rechtsphilosophie und Rechtstheorie der Gegenwart, 9.  Aufl. 
(2016), S.  243–271.

Schubert, Klaus/Klein, Martina, Das Politiklexikon, 7.  Aufl., Bonn 2018.
Schuhr, Jan C., Rechtsdogmatik als Wissenschaft – Rechtliche Theorien und Modelle, Berlin 

2006. 
Schulze-Fielitz, Helmuth, Der informale Verfassungsstaat – Aktuelle Beobachtungen des Ver-

fassungslebens der Bundesrepublik Deutschland im Lichte der Verfassungstheorie, Berlin 
1984.

Ders., Theorie und Praxis parlamentarischer Gesetzgebung – besonders des 9. Deutschen Bun-
destages (1980–1983), Berlin 1988.

Ders., Rationalität als rechtsstaatliches Prinzip für den Organisationsgesetzgeber – Über Leis-
tungsfähigkeit und Leistungsgrenzen „weicher“ Leitbegriffe in der Rechtsdogmatik, in: 
Kirchhof, Paul/Lehner, Moris/Raupach, Arndt (Hrsg. u. a.), Staaten und Steuern. Festschrift 
für Klaus Vogel zum 70.  Geburtstag, Heidelberg 2000, S.  311–330.

Schuppert, Gunnar Folke, Politische Kultur, Baden-Baden 2008.
Schürmann, Frank, Öffentlichkeitsarbeit der Bundesregierung. Strukturen, Medien, Auftrag 

und Grenzen eines informalen Instruments der Staatsleitung, Berlin 1992.
Schwerdtfeger, Angela, Krisengesetzgebung, Tübingen 2018.
Sehl, Markus, Was will der Gesetzgeber? – Ziel und Methode rationaler Argumentation mit 

Gesetzesmaterialien, Baden-Baden 2019.
Sester, Martin, Der Parlamentsbeschluss, Hamburg 2007.
Sicko, Corinna, Das Kopftuch-Urteil des Bundesverfassungsgerichts und seine Umsetzung 

durch die Landesgesetzgeber. Zur Vereinbarkeit des an Lehrkräfte gerichteten Verbots reli
giöser Bekundungen im Dienst mit den Vorgaben des Grundgesetzes, Frankfurt am Main/
Berlin/Bern (u. a.) 2008.

Smend, Rudolf, Die politische Gewalt im Verfassungsstaat und das Problem der Staatsform, in: 
Festgabe der Berliner Juristischen Fakultät für Wilhelm Kahl zum Doktorjubiliäum am 
19.  April 1923, Tübingen 1923, S.  1–25.

Ders., Verfassung und Verfassungsrecht, München und Leipzig 1928.
Sodan, Helge/Ziekow, Jan, Grundkurs Öffentliches Recht. Staats- und Verwaltungsrecht, 

8.  Aufl., München 2018.
Sodan, Helge, Berufsfreiheit, in: Stern, Klaus/ders./Möstl, Markus (Hrsg.), Das Staatsrecht der 

Bundesrepublik Deutschland, Band  IV, 2.  Aufl., München 2022, §  125, S.  880–962.
Starck, Christian, in: Isensee, Josef/Kirchhof, Paul (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts, 

Bd.  XII: Normativität und Schutz der Verfassung, 3.  Aufl., Heidelberg 2014, §  271, S.  613–
657.

Stark, Alexander, Interdisziplinarität der Rechtsdogmatik, Tübingen 2020.
Starski, Paulina, Die „Große Koalition“ als Problem des Verfassungsrechts, in: DÖV 2016, 

S.  750–761.
Stein, Lorenz v., Handbuch der Verwaltungslehre, Erster Teil: Der Begriff der Verwaltung und 

das System der positiven Staatswissenschaften, 3.  Aufl., Stuttgart 1887.
Steinbach, Armin, Der politische Beamte als verfassungsrechtliches Problem, in: VerwArch 

109 (2018), S.  2–32. 



349Literaturverzeichnis

Stern, Klaus, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Band  2: Staatsorgane, Staats-
funktionen, Finanz- und Haushaltsverfassung, Notstandsverfassung, München 1980.

Stettner, Rupert, Der Verwaltungsvorbehalt, in: DÖV 1984, S.  611–622.
Strauch, Hans-Joachim, Grundgedanken einer Methodenlehre des gerichtlichen Erkenntnis-

verfahrens oder von der Notwendigkeit eines Paradigmenwechsels, in: RphZ 2019, S.  430–
453.

Stumpf Gerrit Hellmuth, Der Ruf nach der „Rückkehr zum Recht“ bei der Bewältigung der 
Flüchtlingskrise, in: DÖV 2016, S.  357–368.

Ders., Parteipolitische Äußerungen des Thüringer Ministerpräsidenten – Anmerkungen zum 
Sondervotum Petermann zum Urteil des Thüringer Verfassungsgerichtshofs vom 8.  Juni 
2016 – VerfGH 25/15, in: ThürVBl. 2016, S.  270–273.

Thoma, Richard, Die Funktionen der Staatsgewalt, in: Anschütz, Gerhard/ders. (Hrsg.), Hand-
buch des Deutschen Staatsrechts, 2. Band, Tübingen 1932, §  71, S.  108–159.

Towfigh, Emanuel V., Das Parteien-Paradox. Ein Beitrag zur Bestimmung des Verhältnisses von 
Demokratie und Parteien, Tübingen 2015.

Trute, Hans-Heinrich, Methodik der Herstellung und Darstellung verwaltungsrechtlicher Ent-
scheidungen, in: Schmidt-Aßmann, Eberhard/Hoffmann-Riem, Wolfgang (Hrsg.), Metho-
den der Verwaltungsrechtswissenschaft, Baden-Baden 2004, S.  293–325.

Ders., Die demokratische Legitimation der Verwaltung, in: Voßkuhle, Andreas/Eifert, Martin/
Möllers, Christoph (Hrsg.), Grundlagen des Verwaltungsrechts, Band  I: Methoden, Maßstä-
be, Aufgaben, Organisation, 3.  Aufl., München 2022, §  9, S.  551–654.

Uhle, Arnd, Staat und Politik – Der Wandel des Parteiensystems als Herausforderung für das 
Recht der politischen Parteien, Tübingen 2024.

Unger, Sebastian, Das Verfassungsprinzip der Demokratie. Normstruktur und Norminhalt des 
grundgesetzlichen Demokratieprinzips, Tübingen 2008.

Ungern-Sternberg, Antje, Religionsverfassungsrecht, in: Herdegen, Matthias/Masing, Johan-
nes/Poscher, Ralf/Gärditz, Klaus Ferdinand (Hrsg.), Handbuch des Verfassungsrechts, Mün-
chen 2021, §  21, S.  1335–1390.

Unruh, Peter, Der Verfassungsbegriff des Grundgesetzes – Eine verfassungstheoretische Re-
konstruktion, Tübingen 2002.

Van Ooyen, Robert Christian, Bundesverfassungsgericht und politische Theorie. Ein For-
schungsansatz zur Politologie der Verfassungsgerichtsbarkeit, Wiesbaden 2015.

Ders., Hans Kelsen und die offene Gesellschaft, 2.  Aufl., Wiesbaden 2017.
Vitzthum, Wolfgang Graf, Parlament und Planung. Zur verfassungsgerechten Zuordnung der 

Funktionen von Bundesregierung und Bundestag bei der politischen Planung, Baden-Baden 
1978.

Ders., Form, Sprache und Stil der Verfassung, in: Depenheuer, Otto/Grabenwarter, Christoph 
(Hrsg.), Verfassungstheorie, Tübingen 2010, §  10, S.  373–390.

Vogt, Anne, Der Verzicht auf die weitere Ausübung eines politischen Führungsamtes  – Der 
„Rücktritt“ von Regierungsmitgliedern und Bundespräsidenten unter Berücksichtigung des 
öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnisses, Berlin 2020.

Volkmann, Uwe, Politische Parteien und öffentliche Leistungen, Berlin 1993.
Ders., Veränderungen der Grundrechtsdogmatik, in: JZ 2005, S.  261–271.
Ders., Verfassungsrecht zwischen normativem Anspruch und politischer Wirklichkeit, in: 

VVDStRL 67 (2008), S.  57–93.
Ders., Leitbildorientierte Verfassungsanwendung, in: AöR 134 (2009), S.  157–196.
Ders., Grundzüge einer Verfassungslehre der Bundesrepublik Deutschland, Tübingen 2013.



350 Literaturverzeichnis

Ders., Rechtsgewinnung aus Bildern. Beobachtungen über den Einfluss dirigierender Hinter-
grundvorstellungen auf die Auslegung des heutigen Verfassungsrechts, in: Krüper, Julian/
Merten, Heike/Morlok, Martin (Hrsg.), An den Grenzen der Rechtsdogmatik, Tübingen 
2015, S.  77–90.

Ders., Rechts-Produktion oder: Wie die Theorie der Verfassung ihren Inhalt bestimmt, in: Der 
Staat 54 (2015), S.  35–62.

Ders., Hat das Verfassungsrecht eine Theorie der Opposition – und braucht es eine?, in: ZParl 
48 (2017), S.  473–490.

Vorländer, Hans, Die Verfassung. Idee und Geschichte, 3.  Aufl., München 2009.
Voßkuhle, Andreas, Methode und Pragmatik im Öffentlichen Recht. Vorüberlegungen zu einem 

differenziert-integrativen Methodenverständnis am Beispiel des Umweltrechts, in: Bauer, 
Hartmut/Czybulka, Detlef/Kahl, Wolfgang (Hrsg. u. a.), Umwelt, Wirtschaft und Recht. Wis-
senschaftliches Symposium aus. Anlass des 65.  Geburtstages von Reiner Schmidt, Tübingen 
2002, S.  171–195.

Ders./Kaiser, Anna-Bettina, Grundwissen – Öffentliches Recht: Der Grundrechtseingriff, in: 
JuS 2009, S.  313–315.

Ders., Was leistet Rechtsdogmatik? Zusammenführung und Ausblick in 12 Thesen, in: Kirch-
hof, Gregor/Magen, Stefan/Schneider, Karsten (Hrsg.), Was weiß Dogmatik? Was leistet und 
wie steuert die Dogmatik des Öffentlichen Rechts?, Tübingen 2012, S.  111–114.

Ders., Demokratie und Populismus, in: Der Staat 57 (2018), S.  119–134.
Wagner, Heinz, Die Theorie in der Rechtswissenschaft, in: JuS 1963, S.  457–465.
Wahl, Rainer, Die Entwicklung des deutschen Verfassungsstaates bis 1866, in: Isensee, Josef/

Kirchhof, Paul (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts. Band  I: Historische Grundlagen, 3.  Aufl., 
Heidelberg 2003, §  2, S.  45–91.

Waldhoff, Christian, Kritik und Lob der Dogmatik: Rechtsdogmatik im Spannungsfeld von 
Gesetzesbindung und Funktionsorientierung, in: Kirchhof, Gregor/Magen, Stefan/Schnei-
der, Karsten (Hrsg.), Was weiß Dogmatik? Was leistet und wie steuert die Dogmatik des 
Öffentlichen Rechts?, Tübingen 2012, S.  17–37.

Ders., Der positive und der negative Verfassungsvorbehalt, Baden-Baden 2016.
Wank, Rolf, Die juristische Begriffsbildung, München 1985.
Weber, Max, Wirtschaft und Gesellschaft, 2. Halbband, 5.  Aufl., Tübingen 1976.
Ders., Politik als Beruf, Stuttgart 1992 (Reclam-Ausgabe).
Weichert, Stephan, Symbole und Öffentlichkeit im digitalen Zeitalter, in: Friedrichsen, Mike/

Kohn, Roland A. (Hrsg.), Digitale Politikvermittlung, 2.  Aufl., Wiesbaden 2015, S.  45–58.
Wieland, Joachim, Er haftet: Schadensersatzpflicht eines Bundesministers bei Amtspflichtver-

letzung, VerfBlog, 2023/8/05, https://verfassungsblog.de/er-haftet/, zuletzt abgerufen am: 
23.12.2023.

Willoweit, Dietmar, Deutsche Verfassungsgeschichte, 7.  Aufl., München 2013.
Wischmeyer, Thomas, Der „Wille des Gesetzgebers“. Zur Rolle der Gesetzesmaterialien in der 

Rechtsanwendung, in: JZ 2015, S.  957–1008.
Wißmann, Hinnerk, Grundrechte in der Wirtschafts- und Arbeitsordnung, in: Herdegen, 

Matthias/Masing, Johannes/Poscher, Ralf/Gärditz, Klaus Ferdinand (Hrsg.), Handbuch des 
Verfassungsrechts, München 2021, §  23, S.  1459–1513.

Wolff, Hans Julius/Bachof, Otto/Stober, Rolf/Kluth, Winfried, Verwaltungsrecht II. Ein Studien-
buch, 7.  Aufl., München 2010.

Dies, Verwaltungsrecht I. Ein Studienbuch, 13.  Aufl., München 2017.
Wolff, Heinrich Amadeus, Ungeschriebenes Verfassungsrecht unter dem Grundgesetz, Tübin-

gen 2000.

https://verfassungsblog.de/er-haftet/


351Literaturverzeichnis

Würdinger, Markus, Das Ziel der Gesetzesauslegung – ein juristischer Klassiker und Kernstreit 
der Methodenlehre, in: JuS 2016, S.  1–6.

Zachariä, Karl Salomo, Vierzig Bücher vom Staate, Stuttgart/Tübingen 1820.
Zimmer, Gerhard, Funktion, Kompetenz, Legitimation. Gewaltenteilung in der Ordnung des 

Grundgesetzes, Berlin 1979.
Zippelius, Reinhold/Würtenberger, Thomas, Deutsches Staatsrecht, 33.  Aufl., München 2018.





Sachwortverzeichnis

Administrative
–	 siehe Verwaltung
Amt  106 ff., 113 ff., 202 ff., 283 f., 299 ff.
–	 Politisches Amt der Bundesregie-

rung  106 ff.
Amtshaftung
–	 siehe Haftung
Anwendungsorientierung des Rechts  46 ff.
Außenpolitik  225, 241 ff., 254
Äußeres System  67
Äußerungsrecht der Bundesregierung  285 ff.
–	 Kompetenz  285 ff.
–	 Neutralitätsgebot  298 ff.

Beamte  201 ff., 271 ff., 282 ff., 303
–	 Beamtenrechtliche Haftung  282 ff.
–	 Politische Beamte  271 ff.
Begründungsgebot  14 ff.
Bundesbank  276
Bundeskanzler  113 ff., 118, 146 ff., 158, 

262 ff.
Bundesminister  282 ff.
Bundesoberbehörde  202 f., 280 f.
Bundespräsident  146, 148, 242
Bundesrat  131, 209, 235
Bundesregierung  99 ff., 163 ff., 235 ff.
–	 als Bestandteil des Dualismus Regierung 

und Opposition  129 ff.
–	 als parlamentarisch verantwortliche 

Regierung  157 ff.
–	 als parteipolitische Bundesregie-

rung  117 ff.
–	 als politische Bundesregierung  99 ff.
–	 als selbstständiger Akteur im Regierungs-

verbund  144 ff.
–	 Aufgaben  235 ff.
–	 Funktion  163 ff.
–	 Kompetenzverteilung  251 ff.

–	 Organisation  261 ff.
–	 Äußerungsrecht  285 ff.
Bundeszentrale für politische Bildung  185, 

242

Chancengleichheit politischer Par
teien  308 ff.

Corona-Pandemie
–	 siehe Pandemie

Demokratie  36 f., 119 ff., 132 f., 139, 216 f., 
308 ff.

–	 Wehrhafte Demokratie  82 f.
Deutscher Bundestag  135 ff., 144 ff., 157 ff., 

235 ff., 261 ff.
–	 Funktionen  135 ff.
–	 Kompetenzverteilung  251 ff.
–	 Parlamentssuprematie  152 ff.
Dogmatik  9, 23, 52 ff., 57 ff., 71 ff., 90 ff.
–	 siehe auch rechtspraktische Schicht
–	 siehe auch Speicherbegriffe
–	 siehe auch Verfassungsdogmatik
Drei-Stufen-Theorie  91, 94
Dualismus von Regierung und 

Opposition  129 ff., 142, 152, 160, 198, 
266 ff., 292

Effektivität  43 ff.
Eignung  15
–	 siehe auch Begründungsgebot
Erforderlichkeit  15
–	 siehe auch Begründungsgebot
Ermessen  34, 107, 111 f., 173 ff., 229, 270
–	 Macht kombinierten Ermessens  229
Europäische Kommission  217
Europäischer Rat  210 f., 217
Europäische Union  108, 152, 207, 210, 217, 

225, 243, 259



354 Sachwortverzeichnis

–	 Mitwirkung in der EU  259 f.
–	 Regierungsfunktion  217 f.
–	 siehe auch Europäische Kommission
–	 siehe auch Europäischer Rat
–	 siehe auch Rat der Europäischen Union
Exekutivausschuss  123

Falsifikationsprinzip  18
Formelle Regierung  165, 179, 236, 244, 

257
Funktionelle Regierung
–	 siehe Regierungsfunktion
Funktionsfähigkeit  43 f.

Gemeinwohl  100 f., 108 ff., 115 f., 121, 123, 
125 ff., 132, 195, 303 f.

–	 Gemeinwohlkonkretisierung  125 ff.
–	 Gemeinwohlverpflichtung  108 ff.
Geschriebenes Verfassungsrecht  39 ff.
Gesetzgebungsnotstand  146 ff.
Gestaltungsfreiheit  107 ff., 173, 177
Gewaltengliederung  155, 190 ff.
Gewaltenteilung  32 f.
–	 siehe auch Gewaltengliederung
Grundrechtstheorie  61
–	 siehe auch Verfassungstheorie
Gubernative
–	 siehe Regierungsfunktion

Haftung  282 ff.
Hermeneutik  20 ff.
–	 Hermeneutischer Zirkel  21

Informationsansprüche des Parla-
ments  255 ff.

–	 siehe auch Kernbereich exekutiver 
Eigenverantwortung

Informationsrecht der Bundesregierung
–	 siehe Äußerungsrecht der Bundesregie-

rung
Inneres System  58, 67

Kabinettsbildungsrecht  261 ff.
Kernbereich exekutiver Eigenverantwor-

tung  236, 252 ff., 255 ff., 279
Kodifikation
–	 des Grundgesetzes  40 f.
–	 des Verfassungsrechts  39 ff.

–	 formelle  41
–	 materielle  41
Kompromiss  36, 119 f.
–	 Funktion politischer Parteien  119 f.
Kompromisshaftigkeit des Rechts  36 ff.
Konstitutionalismus  140 f., 153, 155, 169
Konstruktives Misstrauensvotum  146 ff.
Kontextualisierung  22 f.
Kursivierte Nummerierungen beziehen sich 

auf Seitenzahlen, die auf Fußnoten 
verweisen.

Legitimation  100, 114, 126 ff., 140, 154, 
190, 199, 216 f., 275, 308

Legitimationskettentheorie  154
Legitimationsverluste  288 f.
Leitbilder  84 f.
–	 siehe auch Theoriebegriffe

Macht  101 f.
–	 siehe auch Politik
Materielle Regierung  257
–	 siehe Regierungsfunktion
Maßnahmegesetze  279
Mehrheit  36, 114, 132, 134, 137, 139, 

147 ff., 158, 312
–	 Mehrheit und Minderheit  132, 139, 311
Metaphysik  25
Münchhausen-Trilemma  17

Nationaler Ethikrat  241
Neutralität  299 f.
–	 siehe parteipolitische Neutralität
–	 siehe weltanschaulich-religiöse Neutralität
Nominaldefinition  92
Normative Begriffe  87 f.

Ockhams Rasiermesser
–	 siehe Sparsamkeitspostulat
Öffentlichkeitsarbeit der Bundesregierung
–	 siehe Äußerungsrecht der Bundesregie-

rung
Opposition  122, 129 ff., 132 ff., 140 ff., 

266 ff., 268 ff., 292
–	 als Rechtsbegriff  143
–	 als Theoriebegriff  142 ff.
–	 als verfassungsrechtliche Erwar-

tung  140 ff.



355Sachwortverzeichnis

–	 Oppositionszuschlag  269, 313
Oppositionszuschlag  269, 313
Optimierung  44

Pandemie  243 f., 296
Parlament
–	 siehe Deutscher Bundestag
Parlamentarischer Rat  31, 38, 147, 237
Parlamentarischer Staatssekretär  267
Parlamentarisches Regierungssystem  134 ff., 

157 ff., 160, 198, 246, 255, 267
Parlamentsbeschluss  253
Parlamentssuprematie  152 ff.
Parteiendualismus  140
Parteienstaat  267
Parteipolitische Neutralität  298 ff.,
–	 Absolutes Neutralitätsgebot  300 ff.
–	 Funktionsspezifisches Neutralitäts

gebot  303 ff.
–	 Reflexartige Neutralitäts

wirkungen  305 ff.
Planung  240 f.
Pluralistisches Rechtsgewinnungs

modell  49 ff.
Politics  99
–	 siehe auch Politik
Politik  99 ff.
–	 Bundesregierung als politische Regie-

rung  99 ff.
–	 Eigenlogik der Politik  100 ff.
–	 Parteipolitizität  117 ff.
–	 Politische Beamte  271 ff.
–	 Politisches Amt  106 ff.
Politische Parteien  117 ff., 123, 267
–	 Bundesregierung als parteipolitische 

Regierung  117 ff.
–	 Chancengleichheit  308 ff.
–	 Demokratische Angemessenheit  119 ff.
–	 Kritik  120 ff.
–	 Parteiendualismus  140
–	 Parteienstaat  267
Positives Recht
–	 siehe Rechtsbegriffe
Positives Verfassungsrecht
–	 als rechtsnormative Schicht  70 ff.

Rat der Europäischen Union  210 f., 217
Realdefinition  92

Rechtsbegriffe  85 ff.
–	 Normative Begriffe  87 f.
Rechtserzeugung  5 ff., 26, 111, 163, 190 ff., 

208 ff.
–	 Arbeitsteiliger Rechtserzeugungs

prozess  32
–	 Autonome Rechtserzeugungsakte  32 ff.
–	 Beitrag der Bundesregierung  163 ff., 

193 ff., 203 ff., 211 ff.
–	 Beitrag der Verwaltung  212
–	 Europäische Rechtserzeugung  209
–	 Kompromisshaftigkeit  36 ff.
–	 Rechtserzeugungsverflechtung  208
Rechtsgewinnung  11 ff., 21, 35, 63 ff.
–	 Autonome Rechtserzeugung  32 ff.
–	 Begründungsgebot  14 ff.
–	 Definition  11
–	 Heteronome Rechtserkenntnis  27 ff.
–	 Monistisches Rechtsgewinnungs

modell  49
–	 Pluralistisches Rechtsgewinnungs

modell  49 ff.
–	 Verfassungsrechtswissenschaftliche 

Anforderungen  13 ff., 47
Rechtsgrundbegriffe  88
Rechtskonkretisierung  30
Rechtsnormative Schicht  70 ff.
–	 siehe auch positives Verfassungsrecht
Rechtspraktische Schicht  59 ff., 71 ff.
–	 siehe auch Speicherbegriffe
–	 siehe auch Verfassungsdogmatik
Rechtsprechung  165 ff., 192, 201, 214
Rechtstheoretische Schicht  51 ff., 59 ff., 

64 ff.
–	 siehe auch Verfassungstheorie
Rechtsverordnungen  113, 137, 207, 222
Rechtswissenschaft
–	 als anwendungsorientierte Wissen-

schaft  46
–	 Rechtswissenschaftspluralismus  50
Redezeiten  267
Regierungsfraktionen  114, 118, 131, 194, 

198, 246, 253, 259, 266 ff.
Regierungsfunktion  163 ff., 211 ff., 231
–	 als Rechtsbegriff  218 ff.
–	 als Speicherbegriff  221 ff.
–	 als verfassungstheoretisches Argu-

ment  189 ff., 228 ff., 231



356 Sachwortverzeichnis

–	 Regierungsfunktion im Unionsrecht  217 f.
–	 siehe auch Theorie der Regierung
–	 siehe auch Verwaltungsleitung
Regierungsverbund  122, 131, 135, 140, 

144, 157, 160
Repräsentation  241 f.
Robert-Koch-Institut  296

Sachwortverzeichnis
SARS-CoV-2
–	 siehe Pandemie
Souveränität  140 f.
Sparsamkeitspostulat  15
–	 siehe auch Begründungsgebot
Speicherbegriffe  89 ff.
–	 siehe auch Dogmatik
–	 siehe auch Verfassungsdogmatik
Staatsleitung  226 ff.
–	 Staatsleitung zur gesamten Hand  227 f.
Statusrechtliche Gewaltenteilung  201, 204
Stufenbau der Rechtsordnung  110 f.
System
–	 inneres  58, 67
–	 äußeres  67

Theoriebegriffe  74 ff.
–	 Leitbilder  84 f.
–	 Opposition als Theoriebegriff  142 ff.
–	 siehe auch Verfassungstheorie
–	 Verfassungserwartungen  83 f.
–	 Verfassungsvoraussetzungen  83 f.
Theorie der Regierung  4 ff., 97 ff., 231
–	 siehe auch Regierungsfunktion
–	 siehe auch Verfassungstheorie
Theorie des Organisationsverfassungs-

rechts  61 f.
–	 siehe auch Verfassungstheorie

Ungeschriebenes Verfassungsrecht  42 ff.
–	 Ungeschriebene Kompetenztitel  44
Unionsrecht
–	 Regierungsfunktion  217 f.
–	 siehe auch Europäische Union

Verfassungsdogmatik  52 ff., 57 ff., 71 ff.
–	 als rechtspraktische Schicht  59 ff., 71 ff.
Verfassungserwartungen  83 f.
Verfassungsrecht

–	 Geschriebenes Verfassungsrecht  39 ff.
–	 Kodifikation  39 ff.
–	 Ungeschriebenes Verfassungsrecht  42 ff.
–	 Verfassungstext  45
Verfassungstheorie  9, 53 ff., 64 ff.
–	 Allgemeine Verfassungstheorie  55
–	 als rechtstheoretische Schicht  51 ff., 

59 ff., 64 ff.
–	 Besondere Verfassungstheorie  55 f.
–	 Grundrechtstheorie  61
–	 Regierungsfunktion als verfassungs

theoretisches Argument  189 ff., 228 ff.
–	 siehe auch Theoriebegriffe
–	 Theorie des Organisationsverfassungs-

rechts  61 f.
–	 Vorverständnisfunktion  64 f.
Verfassungsvoraussetzungen  83 f.
Verfassungsänderung  26, 156
Vertrauensfrage  146 ff., 158
Verwaltung  211 ff., 271 ff.
–	 Beitrag zur Rechtserzeugung  211 ff.
–	 siehe auch Verwaltungsleitung
–	 Verwaltungsfunktion  211 ff.
–	 Verwaltungsvorbehalt  277 ff.
Verwaltungsfunktion  211 ff.
–	 Ausübung durch die Bundesregie-

rung  280 ff.
Verwaltungsleitung  204, 216, 275 ff.
Verwaltungsvorschriften  207, 222
Vorbehalt des Gesetzes  137, 223 f., 261
–	 siehe auch Wesentlichkeitslehre
Vorrang des Gesetzes  254
Vorverständnis  19,  20 f., 24 f., 48 f., 59, 

64 f., 76 f.
–	 Illegitimes Vorverständnis  24
–	 Legitimes Vorverständnis  24
–	 Rechtsgebietseigentümliches Vor

verständnis  24 f.
–	 Verfassungstheorie  53
–	 Vorverständnisfunktion der Verfassungs-

theorie  64 f.

Wahlkampf  308 ff.
Wahrheit  14
Warnung  288, 294 ff.
Wehrhafte Demokratie  82 f.
Weimarer Reichsverfassung  37 f., 117, 153, 

170, 261



357Sachwortverzeichnis

Weimarer Staatsrechtslehre  172, 188
Weisungsrecht des Parlaments  152, 153, 

252
Weltanschaulich-religiöse Neutralität  83
Wertungskompetenz  248
Wesentlichkeitslehre  137, 223, 249 ff., 261

Wettbewerb  101, 140, 291, 311 ff.
Wille des Verfassunggebers  27 ff.

Zirkel
–	 siehe Hermeneutischer Zirkel
Zulässigkeit  16


	Cover
	Titel
	Vorwort zur 2.  Auflage
	Vorwort zur 1.  Auflage
	Inhaltsverzeichnis
	Einleitung
	I. Erster Befund: weitgehende Unsichtbarkeit der Regierung im positiven Verfassungsrecht
	II. Thesen und Ziele der Untersuchung
	III. Präzisierung des Untersuchungsgegenstandes
	1. Grundgesetzliche Theorie der Regierung: erste Annäherung
	2. Grundgesetzliche Theorie der Regierung: weitere Präzisierung
	a) Beitrag zur Rechtserzeugung
	b) Idealer Beitrag zur Rechtserzeugung
	c) Idealer Beitrag der Bundesregierung zur Rechtserzeugung

	3. Zwischenfazit: Worüber soll eine grundgesetzliche Theorieder Regierung informieren – und worüber nicht?

	IV. Gang der Untersuchung


	Literaturverzeichnis
	Sachwortverzeichnis



